Bundesrat Drucksache 798/12

21.12.12

VK - In-R-U-Wi

Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung seeverkehrsrechtlicher und
sonstiger Vorschriften mit Bezug zum Seerecht

A. Problem und Ziel

Der Entwurf eines Gesetzes zur Anderung seeverkehrsrechtlicher und sonstiger
Vorschriften mit Bezug zum Seerecht soll als Artikelgesetz insbesondere dem
Anderungsbedarf Rechnung tragen, der sich aus der Fortentwicklung vélker- und
europarechtlicher Vorgaben ergeben hat. Die Gesetzgebung im Bereich der
Seeschifffahrt ist daher unter Berucksichtigung der Interessen aller Betroffenen
fortzuschreiben.

Insbesondere sind die Vorgaben der Richtlinie 2009/20/EG des Européaischen
Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 Uber die Versicherung von
Schiffseigentimern fur Seeforderungen (Richtlinie 2009/20/EG, ABI. L 131 vom
28.5.2009, S. 128), und des Internationalen Ubereinkommens von Nairobi
von 2007 uber die Beseitigung von Wracks (Wrackbeseitigungsubereinkommen,
BGBI. ... Il S...) umzusetzen.

Zudem sind die versicherungspflichtbezogenen Regelungen der Verordnung (EG)
Nr. 392/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009
Uber die Unfallhaftung von Beftérderern von Reisenden auf See (Verordnung (EG)
Nr. 392/2009, ABI. L 131 vom 28.5.2009, S. 24) auszufuhren, sofern die
Verordnung eine Ausfihrung durch nationales Recht voraussetzt oder gestattet.

Die geplanten Vorschriften sind verkehrspolitisch notwendig.
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Die Richtlinie 2009/20/EG normiert eine Versicherungspflicht fur Schaden, die
Privaten im Zusammenhang mit Risiken aus der Schifffahrt und dem Betrieb von
Schiffen entstehen kénnen, und dient der Absicherung der Geschadigten und der
Sicherheit in der Schifffahrt.

Das Wrackbeseitigungsuibereinkommen dient der Verbesserung der Sicherheit
des internationalen Seeverkehrs, dem Schutz der Meeresumwelt und
insbesondere dem Schutz der Kustenstaaten vor Gefahren, die von Wracks fir die
Schifffahrt oder die Umwelt ausgehen, und fihrt zur Entlastung der o6ffentlichen
Haushalte bei Wrackbeseitigungsmal3nahmen.

Die Verordnung sieht in der Europaischen Union eine Versicherungspflicht fur
Fahrgastschiffe vor und dient der Sicherheit der Fahrgaste.

Die Anderung des Hohe-See-Einbringungsgesetzes soll Unklarheiten hinsichtlich
des Vollzugs dieses Gesetzes beseitigen und so dem Schutz der Meeresumwelt
dienen.

B. Lésung

Durch die Anderung des Hohe-See-Einbringungsgesetzes erhalt das Bundesamt
fur Seeschifffanrt und Hydrographie die Zustandigkeit zum Erlass von
Verbotsverfigungen zur Durchsetzung des Einbringungsverbotes von Abfallen
und sonstigen Stoffen und Gegenstdnden. Die Dbereits bestehende
BuRRgeldvorschrift wird dahingehend konkretisiert, dass das Bundesamt fur
Seeschifffahrt und Hydrographie die fur den Erlass von Bul3geldverfigungen
zustandige Verwaltungsbehdorde ist.

Im Seeaufgabengesetz (SeeAufgG) erfolgt auf Gesetzesebene die Umsetzung
von nicht haftungs- und versicherungsbezogenen Verpflichtungen aus dem
Wrackbeseitigungsubereinkommen.

Gleichzeitig wird durch das Artikelgesetz eine Verbesserung und Aktualisierung
des Seeaufgabengesetzes und des Schiffssicherheitsgesetzes angestrebt. Dazu
gehort, dass die Namensanderung der bisherigen See-Berufsgenossenschaft in
die Berufsgenossenschaft fir Transport und Verkehrswirtschaft nachvollzogen
wird sowie die Anpassung an die Terminologie des Vertrages von Lissabon zur
Anderung des Vertrages Uber die Europaische Union und des Vertrages zur
Grundung der Européischen Gemeinschatt.
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Das Gesetz zu dem Ubereinkommen vom 6. April 1974 (ber einen
Verhaltenskodex fur Linienkonferenzen vom 17. Februar 1983 (BGBI. 1983 Il S.
62) wird wegen Nichtvereinbarkeit des Ubereinkommens mit EU-Recht
aufgehoben.

Durch das Gesetz Uber bestimmte Versicherungsnachweise in der Seeschifffahrt
(SeeVersNachwG) soll ein einheitlicher Rechtsrahmen fir die Umsetzung der
Richtlinie 2009/20/EG und der versicherungsbezogenen Verpflichtungen aus dem
Wrackbeseitigungsubereinkommen sowie flr die Ausfihrung der Verordnung (EG)
Nr. 392/2009 geschaffen werden. Es enthalt eine Ermachtigung fur eine
Durchfihrungsverordnung uber die Ausstellung von staatlichen Haftungs-
bescheinigungen.

Das Gesetz uber die Durchsetzung von Kostenforderungen aus dem
Internationalen Ubereinkommen von 2007 iber die Beseitigung von Wracks
(Wrackbeseitigungskostengesetz) regelt, in welcher Form die zustandige
kistenstaatliche Behdrde - hier die Schifffahrtspolizeibeh6rde des Bundes - tatig
wird, um die Beseitigung des Wracks zu bewirken. Das Gesetz flgt die
Grundsatze der Wrackbeseitigung nach dem Wrackbeseitigungsibereinkommen
in die deutsche Rechtsordnung ein. Die Behorde wird hierbei nach den
Grundsatzen der Geschéftsfuhrung ohne Auftrag privatrechtlich tatig (88 677 bis
683 des Burgerlichen Gesetzbuches (BGB)). Dem folgend beruht auch die
Erstattung der hieraus resultierenden Kosten von der Rechtsfolge her auf den
Grundsatzen der Geschéaftsfihrung ohne Auftrag, wahrend den Rechtsgrund der
Erstattung die Anspruchsnormen aus dem Ubereinkommen darstellen. SchlieRlich
legt das Gesetz fest, welches Gericht fiir diese Streitigkeiten zustandig ist.

C. Alternativen
Keine.

Ein einheitliches Regime fir alle in der Schifffahrt einzuhaltenden
Versicherungspflichten ware erstrebenswert, lasst sich jedoch noch nicht
verwirklichen.
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand
1. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand fir den Bund

Fur den Bund entsteht ein Personalmehrbedarf von zwei Dienstposten, der nur
teilweise auf dieses Gesetz und teilweise unmittelbar auf die Verordnung (EG) Nr.
392/2009 zurickgeht. Mehrausgaben im Personal- und Sachbereich und
Mehrbedarf an Planstellen/Stellen werden im Einzelplan 12 erwirtschaftet. Sie
sollen durch die Erhebung kostendeckender Gebuhren refinanziert werden. Zu
diesem Zweck wird die GebuUhrenverordnung fir Amtshandlungen des
Bundesamtes fir Seeschifffahrt und Hydrographie aufRerhalb dieses Gesetzes
angepasst.

2. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand fur die Lander und Kommunen

Keine.

E. Erfullungsaufwand
E.1 Erfullungsaufwand fir Burgerinnen und Burger

Keiner.

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Es werden drei neue Informationspflichten fir die Wirtschaft (Artikel 5) mit
Burokratiekosten in geringer Hohe geschaffen.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Der durch die Anderungen des Hohe-See-Einbringungsgesetzes (Artikel 1)
verursachte geringfiigige Mehraufwand kann im Rahmen des geltenden
Einzelplans 12 (Kapitel 1208) aufgefangen werden.

Artikel 5 enthalt zwei neue Vorgaben fur die Verwaltung, die ausschliel3lich den
Bund betreffen. Es wird von einer zusatzlichen jahrlichen Belastung in H6he von
ca. 37 000 Euro in Form von Personalkosten ausgegangen. Zusatzlich entsteht fir
zwei Dienstposten ein pauschaler Sachkostenaufwand von jahrlich ca. 25 000
Euro, der nur teilweise auf dieses Gesetz und teilweise unmittelbar auf die
Verordnung (EG) Nr. 392/2009 zurtickgeht. Mehrausgaben im Personal- und
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Sachbereich und Mehrbedarf an Planstellen/Stellen werden im Einzelplan 12
erwirtschaftet. Sie sollen durch die Erhebung kostendeckender Gebihren
refinanziert werden. Zu diesem Zweck wird die GeblUhrenverordnung des
Bundesamtes fir Seeschifffahrt und Hydrographie aufRerhalb dieses Gesetzes
angepasst.

Artikel 6 verursacht einen Erfullungsaufwand fur die Bundesverwaltung, aus der
moglicherweise ein Personalmehrbedarf resultieren kann.

F. Weitere Kosten

Im Ubrigen entstehen der Wirtschaft und insbesondere den mittelstandischen
Unternehmen keine zusatzlichen Kosten. Unmittelbare Auswirkungen auf das
Preisniveau und insbesondere das Verbraucherpreisniveau sind nicht zu erwarten.
Die aus der Versicherungspflicht nach dem SeeVersNachwG resultierende
Verpflichtung, Haftungsbescheinigungen zu beantragen, kann zu finanziellen
Mehrbelastungen einzelner Versicherungsverpflichteter fihren, die im Einzelfall
eine geringe Erhéhung von Einzelpreisen zur Folge haben kdnnen.
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der Bundesregierung
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Bundesrepublik Deutschland Berlin, den 21. Dezember 2012
Die Bundeskanzlerin

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Ministerprasidenten
Winfried Kretschmann

Sehr geehrter Herr Prasident,

hiermit Ubersende ich gemal} Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes den von der
Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung seeverkehrsrechtlicher und
sonstiger Vorschriften mit Bezug zum Seerecht

mit Begriindung und Vorblatt.
Federfihrend ist das Bundesministerium fur Verkehr, Bau und Stadtentwicklung.
Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemafll 8 6 Absatz 1

NKRG ist als Anlage beigefugt.

Mit freundlichen Grif3en
Dr. Angela Merkel

Fristablauf: 01.02.13
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Entwurf eines Gesetzes zur Anderung seeverkehrsrechtlicher und sonstiger

Vorschriften mit Bezug zum Seerecht

Vom...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Hohe-See-Einbringungsgesetzes

Das Hohe-See-Einbringungsgesetz vom 25. August 1998 (BGBI. 1 S. 2455), das zuletzt durch
Artikel 72 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBI. I S. 2407) gedndert worden ist,

wird wie folgt gedndert:

1. § 8 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

,»9 8 Zustdandigkeiten, Aufgaben und Befugnisse®.

Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,»Das Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie ist fiir den Vollzug die-
ses Gesetzes zustdndig; es untersteht insoweit der Fachaufsicht des Bundesmi-
nisteriums fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit.*

Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefiigt:

»(2) Das Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie kann die notwendi-
gen MafBnahmen treffen, die zur Feststellung oder zur Ausrdumung eines hin-

reichenden Verdachts eines Versto3es oder zur Beseitigung festgestellter Ver-

stole oder zur Verhiitung kiinftiger Verstofle erforderlich sind. Insbesondere
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d)

.

kann das Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie anordnen, dass Ab-

félle oder sonstige Stoffe oder Gegenstinde, die

l. entgegen § 4 Satz 1,

2. ohne Erlaubnis nach § 5 Absatz 1 oder

3. entgegen einer mit einer Erlaubnis nach § 5 Absatz 1 verbundenen voll-

ziehbaren Auflage

in die Hohe See eingebracht worden sind, zu entfernen sind oder so zu sichern

sind, dass sie nicht zu einer Verschmutzung der Meeresumwelt fithren kon-

13

nen.

Die bisherigen Absétze 2 bis 4 werden die Absétze 3 bis 5.

Nach dem neuen Absatz 3 Satz 1 wird folgender Satz eingefligt:

»Das Verwaltungsverfahrensgesetz ist anzuwenden.*

In dem neuen Absatz 5 werden die Worter ,,des Absatzes 1° durch die Worter

,,der Absédtze 1 und 2° ersetzt.

Dem § 10 wird folgender Absatz 3 angefiigt:

»(3) Verwaltungsbehorde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes
iiber Ordnungswidrigkeiten ist das Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydro-
graphie.*

In § 11 Satz 1 wird die Angabe ,,§ 8 Abs. 2* durch die Angabe ,,§ 8 Absatz 3* ersetzt.
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Artikel 2

Anderung des Seeaufgabengesetzes

Das Seeaufgabengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juli 2002 (BGBI.

I S. 2876), das zuletzt durch ... des Gesetzes vom ... (BGBL. I S....)*) gedndert worden

ist, wird wie folgt gedndert:

1. § 1 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Nummer 2 werden

aa)  nach dem Wort ,,Gefahren* das Wort ,,(Schifffahrtspolizei)* gestrichen

und

bb)  nach dem Wort ,,Bundes-Immissionsschutzgesetzes” das Wort ,,(Schiff-
fahrtspolizei)* eingefiigt.

In Nummer 10 werden die Worter ,,sowie die Verbreitung nautischer Warn-
nachrichten und sonstiger Sicherheitsinformationen* durch die Worter ,,sowie

die Verbreitung von Sicherheitsinformationen® ersetzt.

In Nummer 12 werden die Worter ,,Richtlinie 94/57/EG des Rates vom
22. November 1994 iiber gemeinsame Vorschriften und Normen fiir Schiffs-
tiberpriifungs- und -besichtigungsorganisationen und die einschliagigen Mal-
nahmen der Seebehorden (ABI. EG Nr. L 319 S. 20)* durch die Worter ,,Richt-
linie 2009/15/EG des Europédischen Parlaments und des Rates vom 23. April
2009 tiber gemeinsame Vorschriften und Normen fiir Schiffstiberpriifungs- und
-besichtigungsorganisationen und die einschlidgigen MaBnahmen der Seebe-

horden (ABI. L 131 vom 28.5.2009, S. 47)* ersetzt.

¥ derzeit im Verfahren befindliche Anderung: Artikel 2 Absatz 1 des Entwurf eines Gesetzes zur
Umsetzung des Seearbeitsiibereinkommens 2006 der Internationalen Arbeitsorganisation (Bunde-
tags-Drucksache 17/10959)
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d) Nummer 15 wird wie folgt gedndert:

aa)  Die Worter ,,Kommission der Europdischen Gemeinschaften* werden

durch die Worter ,,Europdische Kommission® ersetzt.

bb)  Nach den Wortern ,,Rechtsakten der Europdischen Gemeinschaften®

werden die Worter ,,und der Europdischen Union* eingefiigt.

2. § 3 wird wie folgt geédndert:

a) Absatz 1 Satz 4 wird aufgehoben.

b) Absatz la wird durch die folgenden Absétze 1a und 1b ersetzt:

»(1a) Die Behorden der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes

nehmen die Aufgaben nach § 1 Nummer 12 wahr

1. zur Erhaltung der Leistungsfihigkeit der Seehédfen im Sinne des
§ 1 Nummer 1 und

2. fiir Zwecke der Schifffahrtspolizei im Sinne des § 1 Nummer 2
und Nummer 3 Buchstabe a sowie zur Durchfithrung von Mal3-
nahmen im Sinne des § 1 Nummer 3 Buchstabe b.

(1b) Sie nehmen ferner die Aufgaben nach § 1 Nummer 3 Buchstabe e

wahr, soweit sie ihnen libertragen werden.*

3. In § 3b Absatz 3 werden nach den Wortern ,,zum Schutze der Schifffahrt,* die Worter

,der Meeresumwelt,” eingefligt.

4. In § 3d wird nach den Woértern ,,§ 1 Nummer 3 Buchstabe a und b und Nummer

10a* die Angabe ,,und 11 eingefligt.

5. § 5 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gedndert:



b)

aa)

bb)

cc)
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In Nummer 3 wird die Angabe ,,§ 1 Nummer 6a“ durch die Worter ,,§ 1

Nummer 3 Buchstabe e und 6a‘“ ersetzt.

In Nummer 4 wird die Angabe ,,§ 1 Nr. 9 bis 11 durch die Worter ,,§ 1

Nummer 9 und 10 ersetzt.

In Nummer 4a werden nach den Wortern ,,soweit nicht in“ die Worter

»diesem Gesetz oder in* eingefiigt.

Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa)

bb)

Die Satze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

,Das Bundesamt flir Seeschifffahrt und Hydrographie bedient sich, so-
weit sachdienlich, bei der Erfiillung der Aufgaben nach § 1 Nummer 4,
5, 12 und 16 der Hilfe der anerkannten Organisationen, mit denen ein
Auftragsverhiltnis nach der in Abschnitt D Nummer 7 der Anlage zum
Schiffssicherheitsgesetz genannten Richtlinie 2009/15/EG begriindet
worden ist, zusétzlich bei der Erfiillung der Aufgaben nach § 1 Nummer
12 im Bereich der funktechnischen Sicherheit der Hilfe der Bundes-
netzagentur fiir Elektrizitdt, Gas, Telekommunikation, Post und Eisen-
bahnen; es darf dort vorhandene personenbezogene Daten erheben, so-
weit deren Kenntnis fiir die Erfiillung seiner vorbezeichneten Aufgaben
erforderlich ist. Bei der Erfiillung der Aufgaben nach § 1 Nummer 13
kann sich das Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie der Hilfe
der Berufsgenossenschaft fiir Transport und Verkehrswirtschaft oder

der anerkannten Organisationen im Sinne des Satzes 1 bedienen.*

In Satz 4 wird das Wort ,,See-Berufsgenossenschaft durch die Worter

,Berufsgenossenschaft fiir Transport und Verkehrswirtschaft* ersetzt.
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Nach Absatz 2 werden folgende Absétze 2a und 2b eingefiigt:

»(2a) Ferner hat das Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie die
Aufgabe nach § 1 Nummer 11 nach Mallgabe einer Rechtsverordnung nach
Satz 2 wahrzunehmen. Das Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung wird erméchtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit ohne Zustimmung des Bundes-
rates durch Rechtsverordnung
l. den Umfang der in Satz 1 bezeichneten Aufgabe ndher zu bestimmen,
2. die Einzelheiten zu Art, Umfang und Durchfiihrung von meereskundli-
chen Untersuchungen einschlieBlich der Uberwachung der Verinde-
rungen der Meeresumwelt nach § 1 Nummer 11 zu regeln.
(2b)  Soweit dem Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie Aufgaben
aus dem Geschéftsbereich eines anderen Bundesministeriums iibertragen wer-
den, wird das Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung er-
maéchtigt, die Fachaufsicht insoweit durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates auf das Bundesministerium zu iibertragen, dessen Ge-
schéftsbereich betroffen ist. Die Rechtsverordnung bedarf des Einvernehmens
mit dem betroffenen Bundesministerium. Eine Rechtsverordnung nach Satz 1
kann auch die organisatorischen Auswirkungen der Aufgabeniibertragung re-

geln.*

§ 6 wird wie folgt gedndert:

Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefiigt:

»(1a) Bei der Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 1 Satz 1 nimmt die
Berufsgenossenschaft fiir Transport und Verkehrswirtschaft auch die
Aufgaben nach § 1 Nummer 12 wahr.*

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Die Berufsgenossenschaft fiir Transport und Verkehrswirtschaft bedient

sich bei den ihr nach Absatz 1 zugewiesenen Angelegenheiten einschlieBlich
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der iiberwachungsbediirftigen Anlagen im Sinne des § 2 Nummer 30 des Pro-
duktsicherheitsgesetzes, bei der Festlegung des Freibords sowie bei ihren
UberwachungsmaBnahmen der Hilfe der anerkannten Organisationen, mit de-
nen ein Auftragsverhéltnis nach der in Abschnitt D Nummer 7 der Anlage zum
Schiffssicherheitsgesetz genannten Richtlinie 2009/15/EG begriindet worden
ist. AuBerhalb der Aufgaben, die in der in Abschnitt D Nummer 7 der Anlage
zum Schiffssicherheitsgesetz genannten Richtlinie 2009/15/EG in ihrer dort
angegebenen Fassung aufgefiihrt sind, bedient sich die Berufsgenossenschaft
fiir Transport und Verkehrswirtschaft geeigneter Stellen mit deren Zustim-

mung.*

In § 7a Absatz 1 wird die Angabe ,,Absatz 2* durch die Angabe ,,Absatz 3* ersetzt.

In § 8a Satz 3 werden die Worter ,,Kommission der Europdischen Gemeinschaft™

durch die Worter ,,Europdische Kommission* ersetzt.

§ 9 wird wie folgt geéndert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa)  Nach Satz 1 Nummer 2 wird folgende Nummer 2a eingefiigt:

»2a. die Durchsetzung der Verpflichtung des eingetragenen Eigentii-
mers eines Schiffes, das die Bundesflagge fiihrt, zur Wrackbe-
seitigung nach dem Internationalen Ubereinkommen von Nairo-

bi von 2007 iiber die Beseitigung von Wracks (BGBI. ... II S.
I R

bb)  In Satz 2 werden nach den Wortern ,,die zur Unterstiitzung bestimmten
Stellen mitwirken* die Worter ,,sowie Regelungen treffen, wie die Er-
filllung der Anforderungen und Voraussetzungen fiir die Erteilung der
Erlaubnisse, Zeugnisse und Bescheinigungen im Sinne des § 1 Nummer

4 nachzuweisen ist" eingefiigt.
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b) In Absatz 3 werden im einleitenden Satzteil die Worter ,,im Einvernehmen mit

dem Bundesministerium der Justiz* gestrichen.

C) In Absatz 4 Satz 2 werden die Worter ,,Flagge eines Mitgliedstaates der Euro-

pdischen Gemeinschaft durch die Worter ,,Flagge eines Mitgliedstaates der

Européischen Union* ersetzt.

d) In Absatz 5 Satz 2 werden die Worter ,,§ 2 Abs. 2a des Gerétesicherheitsgeset-

zes durch die Worter ,,§ 2 Nummer 30 des Produktsicherheitsgesetzes™ er-

setzt.

In § 9c werden nach den Wortern ,,Rechtsakten der Europédischen Gemeinschaften*

die Worter ,,oder der Europdischen Union* eingefiigt.

§ 9¢ wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa)

bb)

In Nummer 1 werden in der Klammer

aaa) nach dem Wort ,,Schiffsname* das Wort ,,, Heimathafen* und

bbb) nach dem Wort ,,Baujahr* das Wort ,,, Bruttoraumzahl*

eingefligt.

In Nummer 5 werden die Worter ,,Artikels 2 Buchstabe f der Richtlinie
94/57/EG des Rates vom 22. November 1994 iiber gemeinsame Vor-
schriften und Normen fiir  Schiffsiiberpriifungs- und -
besichtigungsorganisationen und die einschligigen MalBnahmen der
Seebehorden (ABL. EG Nr. L 319 S. 20)* durch die Worter ,,Artikels 2
Buchstabe g der Richtlinie 2009/15/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates vom 23. April 2009 iiber gemeinsame Vorschriften und

Normen fiir Schiffsiiberpriifungs- und -besichtigungsorganisationen und
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die einschldgigen MaBnahmen der Seebehorden (ABL. EG Nr. L 131
vom 28.5.2009, S. 47)* ersetzt.

cc)  In Nummer 10 wird der Schlusspunkt durch ein Komma ersetzt.

dd)  Folgende Nummern 11 bis 13 werden angefligt:

»11. Angaben zu den sich an Bord befindlichen Mengen und Arten
von Ol, einschlieBlich Bunkerdl und Schmierdl,

12.  Angaben zur Art des Schadens und zum Zustand eines Wracks
sowie seine Position zum Zeitpunkt der Datenerhebung,

13. Identifikationsmerkmale des Versicherers oder sonstigen Si-
cherheitsgebers in Bezug auf eine schiffsbezogene Pflichtversi-
cherung oder Pflichtsicherheit (Name und Hauptgeschéftssitz
des Versicherers oder sonstigen Sicherheitsgebers und Ge-
schiftssitz, an dem die Versicherung gewédhrt wird, Angaben
tiber die Art und Laufzeit einer schiffsbezogenen Pflichtversi-

cherung oder Pflichtsicherheit).*
b) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa)  In Satz 1 werden die Worter ,,Organe und Einrichtungen der Européi-
schen Gemeinschaften* durch die Worter ,,Organe und Einrichtungen
der Europdischen Union* ersetzt.
bb)  In Satz 2 werden nach den Wortern ,,Rechts der Europdischen Gemein-

schaften* die Worter ,,oder der Europdischen Union* eingefiigt.

12. In § 9f Absatz 4 Satz 3 werden nach den Wortern ,,Rechts der Europdischen Gemein-

schaften* die Worter ,,oder der Europdischen Union* eingefiigt.
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Artikel 3
Anderung des Gesetzes zu dem Ubereinkommen vom 6. April 1974

iiber einen Verhaltenskodex fiir Linienkonferenzen vom 17. Februar 1983

Die Artikel 2 bis 7 des Gesetzes zu dem Ubereinkommen vom 6. April 1974 iiber einen Ver-
haltenskodex fiir Linienkonferenzen vom 17. Februar 1983 (BGBI. 1983 II S. 62), das zuletzt
durch Artikel 320 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBI. I S. 2407) geéndert worden

ist, werden aufgehoben.

Artikel 4

Anderung des Schiffssicherheitsgesetzes

Das Schiffssicherheitsgesetz vom 9. September 1998 (BGBI. I S. 2860), das zuletzt durch ...
(BGBL IS. ...)” gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In § 1 Absatz 2 Satz 1 und in § 2 Absatz 2 Nummer 4 Satz 2 werden nach den Wortern
,Rechtsakte der Europdischen Gemeinschaften® die Worter ,,oder der Européischen

Union“ eingefiigt.

2. In § 3 Satz 1 werden die Worter ,,und der Meeresumwelt vor Gefahren oder wider-
rechtlichen Beeintrachtigungen aus dem Betrieb* durch die Worter ,,vor Gefahren aus
dem Betrieb sowie zum Schutze der Meeresumwelt und der Luft vor Gefahren oder
widerrechtlichen Beeintrachtigungen aus dem Betrieb* ersetzt.

3. § 5 wird wie folgt gedndert:

a) Der Uberschrift werden die Worter ,,und der Europdischen Union‘ angefiigt.

b) In den Absdtzen 1 und 2 werden nach den Wortern ,,Regelungen der Européi-

schen Gemeinschaften® die Worter ,,oder der Europdischen Union* eingefiigt.

¥ derzeit im Verfahren befindliche Anderung: Artikel 2 Absatz 2 des Entwurf eines Gesetzes zur

Umsetzung des Seearbeitsibereinkommens 2006 der Internationalen Arbeitsorganisation (Bun-
destags-Drucksache 17/10959)
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In § 6 Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wortern ,,allgemein anerkannte Regeln der

Technik* die Worter ,,oder der seemdnnischen Praxis‘ eingefiigt.

In § 7 Nummer 1 werden die Worter ,,zur Verhiitung der Meeresverschmutzung™
durch die Worter ,,iiber den Schutz der Meeresumwelt und der Luft vor den von der

Seeschifffahrt ausgehenden Gefahren* ersetzt.

§ 11 wird wie folgt gedndert:

a) Der Uberschrift werden die Worter ,,und der Européischen Union* angefiigt.

b) In Absatz 2 werden nach den Wortern ,,Rechtsakte der Europédischen Gemein-

schaften* die Worter ,,oder der Europédischen Union* eingefligt.

In § 13 Absatz 1 werden nach den Wortern ,,Mallnahmen wegen eines Verstof3es ge-
gen internationale Schiffssicherheitsregelungen und Pflichten nach diesem Gesetz* die

Worter ,,einschlieBlich solcher aus Umweltvorschriften eingefiigt.

Dem § 14 Absatz 2 wird folgender Satz angefiigt:
,Dies gilt entsprechend fiir nach Abschnitt A der Anlage erforderliche Nachweise iiber

die Einhaltung von Umweltschutzstandards.*

In § 15 werden nach dem Wort ,,gemeinschaftsrechtlich® die Worter ,,oder unions-

rechtlich® eingefligt.

Die Anlage wird wie folgt gedndert:

a) In Abschnitt C II.2 wird das Wort ,,See-Berufsgenossenschaft* durch die Wor-

ter ,,Berufsgenossenschaft fiir Transport und Verkehrswirtschaft™ ersetzt.

b) Die Uberschrift des Abschnittes D wird wie folgt gefasst:
,D. Rechtsakte der Europdischen Gemeinschaften und der Européischen Uni-

13

0n4) .
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Artikel 5
Gesetz iiber bestimmte Versicherungsnachweise in der Seeschifffahrt

(Seeversicherungsnachweisgesetz — SeeVersNachwG)'

Inhaltsiibersicht

Abschnitt 1

Allgemeines

Zielsetzung des Gesetzes

Abschnitt 2

Versicherungspflicht und Nachweis einer Versicherung

Versicherungspflicht fiir Seeforderungen im Sinne des Haftungsbeschrankungs-
tibereinkommens

Nachweis einer Versicherung fiir Seeforderungen im Sinne des Haftungsbeschrin-
kungsiibereinkommens

Versicherungspflicht fiir Wrackbeseitigungskosten nach dem Wrackbeseitigungs-
tibereinkommen

Nachweis einer Versicherung flir die Haftung nach dem Wrackbeseitigungsiiberein-
kommen

Nachweis einer Versicherung fiir die Unfallhaftung von Beforderern in Bezug auf Tod

und Korperverletzung von Reisenden auf See

' Dieses Gesetz dient auch der Umsetzung der Richtlinie 2009/20/EG des Europaischen Parlaments
und des Rates Uber die Versicherung von Schiffseigentimern fiir Seeforderungen vom 23. April 2009
(ABI. L 131 vom 28.5.2009, S. 128) in der jeweils geltenden Fassung und der Durchfihrung der Ver-
ordnung Nr. 392/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 Gber die Un-
fallhaftung von Beférderern von Reisenden auf See (ABI. L 131 vom 28.5.2009, S. 24).
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Abschnitt 3
Behordliche Malinahmen und Zustindigkeiten

Behordliche Mallnahmen
Behordliche Zusténdigkeiten

Verordnungserméachtigung

Datenschutzregelung
Abschnitt 4
Straf- und Bufigeldvorschriften
Strafvorschriften
BulBigeldvorschriften

Abschnitt 5

Sonstige Vorschriften

Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 392/2009 des Europdischen Parlaments und des
Rates vom 23. April 2009 tiber die Unfallhaftung von Beforderern von Reisenden auf

See
Ubergangsregelung
Abschnitt 1
Allgemeines
§1

Zielsetzung des Gesetzes

Dieses Gesetz regelt

1.

Versicherungspflichten und den Nachweis von Versicherungen in der Seeschifffahrt
fiir
a) Seeforderungen im Sinne des Ubereinkommens iiber die Beschrinkung der

Haftung fiir Seeforderungen vom 19. November 1976 (BGBI. 1986 II S. 786),
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gedndert durch das Protokoll vom 2. Mai 1996 (BGBI. 2000 II S. 790), in sei-
ner jeweils fiir die Bundesrepublik Deutschland geltenden Fassung (Haftungs-
beschrankungsiibereinkommen),

b) fiir Wrackbeseitigungskosten im Sinne des Internationalen Ubereinkommens
von Nairobi von 2007 iiber die Beseitigung von Wracks (BGBLI. ... I S. ...)
(Wrackbeseitigungsiibereinkommen),

2. die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 392/2009 des Europidischen Parlaments und
des Rates vom 23. April 2009 iiber die Unfallhaftung von Beférderern von Reisenden

auf See (ABI. L 131 vom 28.5.2009, S. 24).

Abschnitt 2

Versicherungspflicht und Nachweis einer Versicherung

§2
Versicherungspflicht
fiir Seeforderungen im Sinne des

Haftungsbeschrinkungsiibereinkommens

(1) Der Schiffseigentiimer eines Schiffes mit einer Bruttoraumzahl von mindestens 300, das

1. die Bundesflagge fiihrt oder

2. einen Hafen im Inland anlduft oder verlésst oder eine vor der Kiiste gelegene Einrich-
tung innerhalb des Kiistenmeeres der Bundesrepublik Deutschland anléuft oder ver-
lasst,

hat eine dem Artikel 3 Buchstabe b und dem Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie 2009/20/EG

des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 iiber die Versicherung von

Schiffseigentiimern fiir Seeforderungen (ABI. L 131 vom 28.5.2009, S. 128) in der jeweils

geltenden Fassung entsprechende Versicherung oder sonstige finanzielle Sicherheit aufrecht-

zuerhalten, um seine Haftung flir Seeforderungen im Sinne des Haftungsbeschrankungs-

iibereinkommens abzudecken. Dies gilt nicht flir Kriegsschiffe, Flottenhilfsschiffe oder sons-

tige Schiffe, die einem Staat gehdren oder von ihm eingesetzt sind und die im Staatsdienst

ausschlieBlich fiir andere als Handelszwecke genutzt werden.

(2) Schiffseigentiimer eines Schiffes ist der im Schiffsregister eingetragene Eigentiimer oder

jede andere Person, die fiir den Betrieb des Schiffes verantwortlich ist.
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§3
Nachweis einer Versicherung fiir Seeforderungen

im Sinne des Haftungsbeschrinkungsiibereinkommens

(1) Das Bestehen einer Versicherung nach § 2 Absatz 1 fiir Seeforderungen im Sinne des Haf-
tungsbeschrankungsiibereinkommens ist durch eine vom Versicherer auszustellende Beschei-
nigung (Versicherungsbescheinigung) nachzuweisen.

(2) Die Bescheinigung nach Absatz 1 muss die Angaben enthalten, die sich aus Artikel 6 Ab-
satz 2 der Richtlinie 2009/20/EG ergeben. Ist die in der Bescheinigung verwendete Sprache
nicht Englisch, Franzésisch oder Spanisch, so ist eine Ubersetzung in einer dieser Sprachen
beizufiigen.

(3) Der Schiffseigentiimer eines Schiffes nach § 2 Absatz 1 Satz 1 hat sicherzustellen, dass
die Versicherungsbescheinigung an Bord ist. Der Schiffsfiihrer ist verpflichtet, die Versiche-
rungsbescheinigung an Bord mitzufiihren und der zustdndigen Behorde auf Verlangen vorzu-

legen.

§4
Versicherungspflicht
fiir Wrackbeseitigungskosten

nach dem Wrackbeseitigungsiibereinkommen

Der eingetragene Eigentlimer eines Schiffes im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 des Wrackbe-

seitigungsiibereinkommens mit einer Bruttoraumzahl von mindestens 300 das

1. die Bundesflagge fiihrt oder

2. einen Hafen im Inland anlduft oder verldsst oder eine vor der Kiiste gelegene Einrich-
tung innerhalb des Kiistenmeeres der Bundesrepublik Deutschland anléuft oder ver-
lasst

hat eine dem Artikel 12 Absatz 1 des Wrackbeseitigungsiibereinkommens entsprechende Ver-

sicherung oder sonstige finanzielle Sicherheit aufrechtzuerhalten, um seine Haftung nach dem

Wrackbeseitigungsiibereinkommen abzudecken. Dies gilt nicht fiir Kriegsschiffe, Flotten-

hilfsschiffe oder sonstigen Schiffe, die einem Staat gehoren oder von ihm eingesetzt sind und

die im Staatsdienst ausschlieBlich fiir andere als Handelszwecke genutzt werden.
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§5
Nachweis einer Versicherung fiir die Haftung

nach dem Wrackbeseitigungsiibereinkommen

(1) Das Bestehen einer Versicherung oder sonstigen finanziellen Sicherheit nach § 4 fiir die

Haftung nach dem Wrackbeseitigungsiibereinkommen ist durch eine von dem nach Artikel 12

Absatz 2 Satz 2 des Ubereinkommens zustindigen Vertragsstaat auszustellende Bescheini-

gung (Wrackbeseitigungshaftungsbescheinigung) nachzuweisen.

(2) Die Bescheinigung nach Absatz 1 wird dem Pflichtigen nach § 4 Satz 1 Nummer | ausge-

stellt, wenn er nachweist, dass

1. eine entsprechende Versicherung oder sonstige finanzielle Sicherheit besteht und

2. kein begriindeter Anlass fiir die Annahme gegeben ist, dass der Versicherer oder Si-
cherheitsgeber nicht in der Lage sein wird, seine Verpflichtungen zu erfiillen.

Satz 1 gilt entsprechend fiir den eingetragenen Eigentiimer eines Schiffes, das die Flagge ei-

nes Nichtvertragsstaates des Wrackbeseitigungsiibereinkommens fiihrt, wenn dem eingetra-

genen Eigentiimer nicht bereits von einem anderen Vertragsstaat eine Bescheinigung ausge-

stellt worden ist, die nach Artikel 12 Absatz 9 des Wrackbeseitigungsiibereinkommens anzu-

erkennen ist.

(3) Der eingetragene Eigentiimer eines Schiffes nach § 4 Satz 1 hat sicherzustellen, dass die

Wrackbeseitigungshaftungsbescheinigung an Bord ist. Der Schiffsfiihrer ist verpflichtet, die

Wrackbeseitigungshaftungsbescheinigung an Bord mitzufiihren und der zustidndigen Behorde

auf Verlangen vorzulegen. Dies gilt auch fiir die Bescheinigung nach Artikel 12 Absatz 14

des Wrackbeseitigungsiibereinkommens.

(4) Der Pflichtige nach § 4 Satz 1 Nummer 1 hat der zustindigen Behorde des betroffenen

Kiistenstaates die Wrackbeseitigungshaftungsbescheinigung vorzulegen, wenn dieser Staat

nach Maflgabe des Artikel 6 des Wrackbeseitigungsiibereinkommens festgestellt hat, dass ein

Wrack infolge eines Seeunfalls nach Artikel 1 Absatz 4 dieses Ubereinkommens eine Gefahr

darstellt.



Drucksache 798/12
-17 -

§6
Nachweis einer Versicherung fiir die Unfallhaftung von Beforderern

in Bezug auf Tod und Korperverletzung von Reisenden auf See

Der Beforderer, der die Beforderung nach Artikel 3 in Verbindung mit Anhang I Artikel 4bis
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 392/2009 ganz oder teilweise tatsdchlich durchfiihrt, hat
sicherzustellen, dass die Bescheinigung iiber eine Versicherung oder sonstige finanzielle Si-
cherheit fiir die Unfallhaftung von Beforderern in Bezug auf Tod und Korperverletzung von
Reisenden auf See nach Artikel 3 in Verbindung mit Anhang I Artikel 4bis Absatz 2 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 392/2009 (Personenhaftungsbescheinigung) an Bord ist. Der Schiffsfiihrer
ist verpflichtet, die Personenhaftungsbescheinigung an Bord mitzufiihren und der zustiandigen
Behorde auf Verlangen vorzulegen. Dies gilt auch fiir die Bescheinigung nach Artikel 3 in
Verbindung mit Anhang I Artikel 4bis Absatz 15 der Verordnung (EG) Nr. 392/2009.

Abschnitt 3
Behordliche MaBnahmen und Zustindigkeiten

§7
Behordliche Mafinahmen
(1) Wird
1. die Versicherungsbescheinigung,
2. die Wrackbeseitigungshaftungsbescheinigung oder
3. die Personenhaftungsbescheinigung

nicht an Bord mitgefiihrt oder kann sie auf Verlangen nicht vorgelegt werden, so kann das
Schiff festgehalten werden, bis die jeweilige Bescheinigung vorgelegt worden ist.

(2) Einem Schiff, das von einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union aus einem
seiner Héifen ausgewiesen worden ist, da eine dem Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie
2009/20/EG entsprechende Bescheinigung nicht an Bord mitgefiihrt wird, ist der Zugang zu
den Hifen der Bundesrepublik Deutschland zu verweigern, bis diese vorgelegt worden ist.

(3) Die zustindige Behorde kann in den Betriebsrdumen des Schiffes Kontrollen durchfiihren,
um die Einhaltung der Pflichten nach den Absétzen 1 und 2, § 3 Absatz 3, § 5 Absatz 3 und

§ 6 zu liberwachen.
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§8
Behordliche Zustindigkeiten

(1) § 3 Absatz 3, § 5 Absatz 1 bis 3, §§ 6 und 7 und Artikel 3 in Verbindung mit Anhang I
Artikel 4bis Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 392/2009 werden durch den Bund ausgefiihrt.
(2) Die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 5 Absatz 1 und 2 und Artikel 3 in Verbindung
mit Anhang I Artikel 4bis Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 392/2009 obliegt dem Bundes-
amt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie.

(3) Die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 3 Absatz 3, § 5 Absatz 3 und §§ 6 und 7 obliegt
der Berufsgenossenschaft fiir Transport und Verkehrswirtschaft. Die §§ 6 und 9¢ des Seeauf-
gabengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juli 2002 (BGBI. I S. 2876), in

der jeweils geltenden Fassung, sind entsprechend anzuwenden.

§9

Verordnungsermiéchtigung

Das Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung wird ermaéchtigt, durch

Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates ndhere Bestimmungen zu erlassen {iber

1. die Voraussetzungen und das Verfahren fiir die Ausstellung, Giiltigkeit und Einzie-
hung der Wrackbeseitigungshaftungsbescheinigung nach § 5,

2. die Voraussetzungen und das Verfahren fiir die Ausstellung, Giiltigkeit und Einzie-
hung der Personenhaftungsbescheinigung nach Artikel 3 in Verbindung mit Anhang I
Artikel 4bis Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 392/2009.

§10

Datenschutzregelung

(1) Die zur Ausstellung, Einziechung und Kontrolle der Versicherungsbescheinigungen,
Wrackbeseitigungshaftungsbescheinigungen und Personenhaftungsbescheinigungen zustiandi-
gen Stellen diirfen, soweit dies zur Erfiillung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich
ist, die in § 9¢ Absatz 1 Satz 1 Nummern 1, 3, 7, 8 und 13 des Seeaufgabengesetzes genann-
ten Daten einschlieBlich personenbezogener Daten auch unter Zuhilfenahme und Auswertung
automatischer Schiffsidentifikationssysteme erheben. Sie diirfen nur zu dem in Satz 1 genann-

ten Zweck verarbeitet und genutzt werden, zu dem sie erhoben worden sind.
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(2) Die Daten nach Absatz 1 diirfen an die Behorden der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung
tibermittelt werden, soweit dies im Einzelfall zur Erfiillung ihrer Aufgaben nach dem Seeauf-
gabengesetz erforderlich ist.

(3) Die Daten nach Absatz 1 diirfen unter Beachtung des § 4b Absatz 1 des Bundesdaten-
schutzgesetzes an 6ffentliche Stellen im Sinne des § 4b Absatz 2 Nummer 1 und Nummer 2
des Bundesdatenschutzgesetzes iibermittelt werden, wenn dies im Einzelfall zur Geltendma-
chung von Anspriichen nach dem Wrackbeseitigungsiibereinkommen erforderlich ist.

(4) Die Daten nach Absatz 1 diirfen unter Beachtung des § 4c des Bundesdatenschutzgesetzes
an andere als die in § 4b Absatz 1 des Bundesdatenschutzgesetzes genannten Stellen tibermit-
telt werden, wenn dies im Einzelfall zur Geltendmachung von Anspriichen nach dem Wrack-

beseitigungsiibereinkommen erforderlich ist.

Abschnitt 4
Straf- und Bufgeldvorschriften

§11

Strafvorschriften

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen Ar-
tikel 3 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang I Artikel 4bis Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 392/2009 des Européischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 iiber die Un-
fallhaftung von Beforderern von Reisenden auf See (ABL L 131 vom 28.5.2009, S. 24) eine
Versicherung oder sonstige finanzielle Sicherheit nicht aufrechterhélt.

(2) Handelt der Téater in den Féllen des Absatzes 1 fahrléssig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe

bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.

§12
BufBigeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsétzlich oder fahrldssig

1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 oder § 4 Satz 1 eine Versicherung oder sonstige finanzi-
elle Sicherheit nicht aufrechterhalt,

2. entgegen § 3 Absatz 3 Satz 1, § 5 Absatz 3 Satz 1 oder § 6 Satz 1 nicht sicherstellt,

dass die dort genannte Bescheinigung an Bord ist,
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entgegen § 3 Absatz 3 Satz 2, § 5 Absatz 3 Satz 2 oder § 6 Satz 2 eine dort genannte
Bescheinigung nicht mitfiihrt oder nicht vorlegt,

entgegen § 5 Absatz 4 eine dort genannte Bescheinigung nicht vorlegt oder

einer Rechtsverordnung nach § 9 Nummer 1 oder Nummer 2 oder einer vollziehbaren
Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die
Rechtsverordnung fiir einen bestimmten Tatbestand auf diese BuB3geldvorschrift ver-

weist.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fillen des Absatzes 1 Nummer 1 und 5 mit einer

Geldbufle bis zu dreifligtausend Euro, in den iibrigen Fillen mit einer Geldbufle bis zu fiinf-

tausend Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehorde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes iiber Ord-

nungswidrigkeiten ist

1.

2.

in den Fillen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3 das Bundesamt fiir Seeschifffahrt und
Hydrographie und
in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 4 die Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord.

Abschnitt 5

Sonstige Vorschriften

§13

Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 392/2009 des Européiischen Parlaments und des

Rates vom 23. April 2009 iiber die Unfallhaftung von Beforderern

von Reisenden auf See

Die Verordnung (EG) Nr. 392/2009 und § 6 sind

1.

in Bezug auf Beforderungen zur See innerhalb der Bundesrepublik Deutschland auf
Schiffen der Klasse A im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der Richtlinie 2009/45/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 iiber Sicherheitsvorschriften
und -normen fiir Fahrgastschiffe (ABl. L 163 vom 25.6.2009, S. 1) ab dem 31. De-
zember 2016,

in Bezug auf Beforderungen zur See innerhalb der Bundesrepublik Deutschland auf
Schiffen der Klasse B im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der Richtlinie 2009/45/EG ab
dem 31. Dezember 2018

anzuwenden.
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§ 14
Ubergangsregelung

(1) Die §§ 4, 5 und 7 Absatz 1 Nummer 2, § 12, soweit er sich auf die §§ 4 und 5 bezieht, und
Rechtsverordnungen auf Grund des § 9 Nummer 1 sind erst ab dem Tag anzuwenden, an dem
das Wrackbeseitigungsiibereinkommen fiir die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt.

(2) Das Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung gibt den in Absatz 1 be-

zeichneten Tag im Bundesgesetzblatt bekannt.

Artikel 6
Gesetz iiber die Durchsetzung von Kostenforderungen
aus dem Internationalen Ubereinkommen von 2007
iiber die Beseitigung von Wracks

(Wrackbeseitigungskostendurchsetzungsgesetz)

§1

Kommt der eingetragene Eigentiimer eines Schiffes seiner Pflicht zur Beseitigung nach Arti-
kel 9 Absatz 2 des Internationalen Ubereinkommens von 2007 iiber die Beseitigung von
Wracks (BGBI... II S...) (Wrackbeseitigungsiibereinkommen) nicht nach, erfolgt die Beseiti-
gung im Rahmen des Artikels 9 Absatz 6 bis 8 des Wrackbeseitigungsiibereinkommens durch
die nach § 3 zustindige Behorde nach Mallgabe der §§ 677 bis 687 des Biirgerlichen Gesetz-

buches.

§2

Auf den Aufwendungsersatz nach den Artikeln 10, 11 und 12 des Wrackbeseitigungsiiberein-

kommens sind die §§ 683 und 670 des Biirgerlichen Gesetzbuches anzuwenden.

§3

Zustandige Behorde im Sinne der §§ 1 und 2 ist die fiir die Malnahmen nach Artikel 6 bis 8
und Artikel 9 Absatz 1 und 4 des Wrackbeseitigungsiibereinkommens zustdndige Schiff-
fahrtspolizeibehorde des Bundes.
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§4

In Streitigkeiten nach dem Wrackbeseitigungsiibereinkommen wegen der Anspriiche nach § 2
ist das Landgericht im ersten Rechtszug zustandig, in dessen Bezirk die nach § 3 zustdndige

Behorde ihren Sitz hat.

§5
Ubergangsregelung

(1) Die §§ 1 bis 4 sind erst ab dem Tage anzuwenden, an dem das Wrackbeseitigungsiiberein-
kommen fiir die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt.
(2) Das Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung gibt den in Absatz 1 be-

zeichneten Tag im Bundesgesetzblatt bekannt.

Artikel 7

Neubekanntmachung des Seeaufgabengesetzes
Das Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung kann den Wortlaut des See-
aufgabengesetzes in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Bundes-

gesetzblatt bekannt machen.

Artikel 8
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

I. Anlass und Ziel

Der Entwurf eines Gesetzes zur Anderung seeverkehrsrechtlicher und sonstiger Vorschriften
mit Bezug zum Seerecht soll als Artikelgesetz insbesondere dem Anderungsbedarf Rechnung
tragen, der sich aus der Fortentwicklung volker- und europarechtlicher Vorgaben ergeben hat.
Die Gesetzgebung im Bereich der Seeschifffahrt ist daher unter Beriicksichtigung der Interes-

sen aller Betroffenen fortzuschreiben.

Die Anderung des Hohe-See-Einbringungsgesetzes soll Unklarheiten hinsichtlich des Voll-
zugs dieses Gesetzes beseitigen und so dem Schutz der Meeresumwelt dienen. Die Anderun-
gen intendieren die Normierung einer ausdriicklichen Eingriffsbefugnis zugunsten des Bun-
desamtes fiir Seeschifffahrt und Hydrographie zur Durchsetzung der Regelungen des Hohe-
See-Einbringungsgesetzes und die Normierung einer Zustdndigkeitsregelung fiir den Erlass

von BuBgeldbescheiden im Falle des Zuwiderhandelns.

Die Anderungen des Seeaufgabengesetzes dienen zunichst der innerstaatlichen Umsetzung
des Internationalen Ubereinkommens von Nairobi von 2007 {iber die Beseitigung von Wracks
(BGBL. ... II S. ...) (Wrackbeseitigungsiibereinkommen), dessen Ratifikation parallel zu die-
sem Gesetzesvorhaben beabsichtigt ist. Mit dem Wrackbeseitigungsiibereinkommen ist ein
weiterer Meilenstein zur Verbesserung der Sicherheit des internationalen Seeverkehrs, zum
Schutz der Meeresumwelt und insbesondere zum Schutz der Kiistenstaaten vor Gefahren, die
von Wracks fiir die Schifffahrt oder die Umwelt ausgehen, geschaffen worden. Es werden
Grundlagen geschaffen, damit die Vorgaben des Ubereinkommens von der Verwaltung aus-

gefiihrt werden konnen. Die weiteren Anderungen dienen im Wesentlichen der Rechtsbereini-

gung.

Die Anderung des Gesetzes zu dem Ubereinkommen vom 6. April 1974 iiber einen Verhal-
tenskodex fiir Linienkonferenzen vom 17. Februar 1983 dient der Auflosung eines Wider-

spruchs des nationalen Rechts mit dem Europarecht.
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Die Anderung des Schiffssicherheitsgesetzes greift die aktuelle Entwicklung im internationa-
len Schifffahrtsrecht auf, auch den Schutz der Luft vor Gefahren aus dem Schiffsbetrieb zu

beriicksichtigen. Die weiteren Anderungen dienen der Rechtsbereinigung.

Die Schaffung des Seeversicherungsnachweisgesetzes ist durch die Umsetzung der versiche-
rungspflichtbezogenen Regelungen der Richtlinie 2009/20/EG und des Wrackbeseitigungs-
iibereinkommens sowie die Ausfiihrung der Verordnung (EG) Nr. 392/2009 bedingt. Diese
Rechtsinstrumente sehen jeweils Versicherungspflichten fiir bestimmte schifffahrtsbezogene
Schadensereignisse vor und verlangen einen Nachweis iiber diese Versicherung. Die Richtli-
nie 2009/20/EG verlangt eine vom Sicherheitsgeber auszustellende Bescheinigung, deren In-
halt ndher zu bestimmen ist. Das Wrackbeseitigungsiibereinkommen und die Verordnung
(EG) Nr. 392/2009 verlangen staatliche Bescheinigungen, deren Ausstellung ndher geregelt
werden muss. Zudem sind Kontrollbefugnisse und Sanktionsmechanismen vorzusehen. Der
Ausgleich der Schadensfille soll sichergestellt werden. Durch das Seeversicherungsnach-
weisgesetz soll ein einheitlicher Rechtsrahmen fiir die obengenannten Rechtsinstrumente ge-

schaffen werden.

Das Gesetz iiber die Durchsetzung von Kostenforderungen aus dem Internationalen Uberein-
kommen von 2007 iiber die Beseitigung von Wracks (Wrackbeseitigungskostendurchset-
zungsgesetz) regelt, in welcher Form die zustindige kiistenstaatliche Behorde - hier die
Schifffahrtspolizeibehdrde des Bundes - titig wird, um die Beseitigung des Wracks zu bewir-
ken. Das Gesetz fiigt die Grundsédtze der Wrackbeseitigung nach dem Wrackbeseitigungs-
iibereinkommen in die deutsche Rechtsordnung ein. Die Behdrde wird hierbei nach den
Grundsétzen der Geschiftsfiihrung ohne Auftrag privatrechtlich téitig (§§ 677 bis 683 des
Biirgerlichen Gesetzbuches (BGB)). Dem folgend beruht auch die Erstattung der hieraus re-
sultierenden Kosten von der Rechtsfolge her auf den Grundsitzen der Geschéftsfiihrung ohne
Auftrag, wihrend den Rechtsgrund der Erstattung die Anspruchsnormen aus dem Uberein-
kommen darstellen. SchlieBlich legt das Gesetz fest, welches Gericht flir diese Streitigkeiten

zustandig ist.



Drucksache 798/12
-25-

I1. Gesetzgebungskompetenz

1. Gesetzgebungskompetenzen zu Artikel 1 bis 4

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Anpassung bundesrechtlicher Vorschriften
leitet sich jeweils aus dem Kompetenztitel her, der fiir den Erlass der Norm maligeblich ge-
wesen ist. Dies sind fiir die Artikel 1 bis 4 des Entwurfs eines Gesetzes zur Anderung seever-
kehrsrechtlicher und sonstiger Vorschriften mit Bezug zum Seerecht Artikel 74 Absatz 1
Nummer 11 GG (Recht der Wirtschaft), Artikel 74 Absatz 1 Nummer 21 GG (Hochseeschift-
fahrt, Seezeichen, SeewasserstraBen) und Artikel 74 Absatz 1 Nummer 24 GG (Abfallwirt-
schaft, Luftreinhaltung).

2. Gesetzgebungskompetenz zu Artikel 5

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Schaffung des Seeversicherungsnachweisge-
setzes ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 GG (Recht der Wirtschaft) und Artikel
74 Absatz 1 Nummer 21 GG (Hochseeschifffahrt, SeewasserstraBen). Die vorgeschlagenen
Regelungen sind gemdl Artikel 72 Absatz 2 GG zur Wahrung der Rechtseinheit erforderlich.
Trifen die Bundeslinder uneinheitliche Regelungen zur Umsetzung der Richtlinie
2009/20/EG und des Wrackbeseitigungsiibereinkommens sowie zur Ausfiihrung der Verord-
nung (EG) Nr. 392/2009, so wiirde die hierdurch bedingte Rechtszersplitterung unzumutbare
Schwierigkeiten fiir den Schiffsverkehr verursachen, der typischerweise ldnderiibergreifender
Art ist. Sie wiirden zu erheblichen Rechtsunsicherheiten im Schiffsverkehr und damit zu un-
zumutbaren Schranken und Hindernissen flir den wirtschaftlichen Verkehr im Bundesgebiet
fiihren. Einheitliche Anforderungen hinsichtlich der Versicherungspflicht, der Ausstellung,
Einziehung und Kontrolle von Haftungsbescheinigungen sowie einheitliche Sanktionsmecha-
nismen, inklusive der notwendigen Straf- und BuB3geldvorschriften, sind nur durch bundes-

einheitliche Regelungen zu gewihrleisten.

Die Befugnis, die Aufgaben nach diesem Gesetz auf den Bund zu iibertragen, ergibt sich aus

Artikel 89 Absatz 2 Satz 2 und Artikel 87 Absatz 1 und 3 Satz 1 GG.
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3. Gesetzgebungskompetenz zu Artikel 6

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Schaffung des Wrackbeseitigungskostendurch-
setzungsgesetzes iiber die Durchsetzung von Kostenforderungen aus dem Internationalen
Ubereinkommen von Nairobi von 2007 {iber die Beseitigung von Wracks ergibt sich aus Arti-
kel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG (biirgerliches Recht, Gerichtsverfassung, gerichtliches Ver-
fahren), Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 GG (Recht der Wirtschaft) und Artikel 74 Absatz 1
Nummer 21 GG (Hochseeschifffahrt, Seezeichen, Seewasserstralen). Die vorgeschlagene

Regelung ist gemilB Artikel 72 Absatz 2 GG zur Wahrung der Rechtseinheit erforderlich.

Die Befugnis, die Aufgaben nach diesem Gesetz auf den Bund zu iibertragen, ergibt sich aus

Artikel 89 Absatz 2 Satz 2 und Artikel 87 Absatz 1 und 3 Satz 1 GG.

III. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europiischen Union und vélkerrechtlichen Ver-

triagen, die Deutschland abgeschlossen hat

Kern des Gesetzentwurfes ist die Anpassung des nationalen Rechts an die Vorgaben der Eu-
ropdischen Union und des von der Bundesrepublik Deutschland abgeschlossenen bezie-
hungsweise abzuschlieenden Volkervertragsrechts. Die Vereinbarkeit mit dem Recht der

Europdischen Union und mit volkerrechtlichen Vertrdgen ist daher gegeben.

IV. Alternativen

Ein einheitliches Regime fiir alle in der Schifffahrt einzuhaltenden Versicherungspflichten mit
einer einzigen Haftungsbescheinigung wére erstrebenswert, ldsst sich bisher aber aufgrund

internationaler und europarechtlicher Vorgaben noch nicht verwirklichen.

Das Seeversicherungsnachweisgesetz versucht jedoch, schon einheitliche Strukturen fiir meh-
rere Versicherungspflichten zu schaffen. Weitere Anstrengungen finden auf internationaler

Ebene im Rahmen der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation statt.
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V. Haushaltsausgaben ohne Erfiilllungsaufwand

1. Haushaltsausgaben ohne Erfillungsaufwand fir den Bund

Fiir den Bund entsteht ein Personalmehrbedarf von zwei Dienstposten, einer im mittleren und
einer im gehobenen Dienst. Dieser Mehrbedarf geht nur teilweise auf dieses Gesetz und teil-
weise unmittelbar auf die Verordnung (EG) Nr. 392/2009 zuriick. Mehrausgaben im Personal-
und Sachbereich und Mehrbedarf an Planstellen/Stellen werden im Einzelplan 12 erwirtschaf-
tet. Sie sollen durch die Erhebung kostendeckender Gebiihren refinanziert werden. Zu diesem
Zweck wird die Gebiihrenverordnung des Bundesamtes fiir Seeschifffahrt und Hydrographie

auBBerhalb dieses Gesetzes angepasst.

Im Ubrigen ergeben sich die genauen auf dieses Gesetz zuriickzufiihrenden Kosten aus der

Darstellung des Erfiillungsaufwands der Verwaltung.

2. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand fiir die Lander und Kommunen

Keine.

VI. Erfiillungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger

Keiner.

E.2 Erfullungsaufwand fiir die Wirtschaft

Seeversicherungsnachweisgesetz (SeeVersNachwG):

Versicherungspflicht:

In Artikel 5 werden zwei neue Versicherungspflichten fiir die Wirtschaft begriindet. § 2 Ab-
satz 1 SeeVersNachwG sieht eine Versicherungspflicht fiir Seeforderungen, § 4 SeeVers-
NachwG eine  fiir  Wrackbeseitigungskosten  vor. Die  Einfilhrung  dieser

Versicherungspflichten kann in wenigen Einzelfdllen zu finanziellen Mehrbelastungen beim
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jeweils Verpflichteten fiihren. Nahezu alle vom Anwendungsbereich des Seeversicherungs-
nachweisgesetzes betroffenen deutschen Seeschiffe halten bereits eine Versicherung fiir ent-
sprechende Forderungen vor, die die zu versichernden Schadenstélle abdeckt. Versicherungs-
pflichten, insbesondere nach dem Olschadengesetz, verpflichten schon jetzt einen groBen Teil
der Schifffahrt. Daher sind allenfalls minimale Mehrkosten zu erwarten. Eine entsprechende
Versicherungspflicht fiir Fahrgastschiffe ist in Artikel 3 in Verbindung mit Anhang I Artikel
4bis Absatz 1 der in Artikel 5 des Artikelgesetzes behandelten Verordnung (EG) Nr.
392/2009 enthalten. Diese Pflicht ergibt sich jedoch allein aus der unmittelbar anwendbaren

Verordnung und geht damit nicht auf dieses Gesetz zurtick.

Bescheinigung liber das Bestehen einer Versicherung:

In Artikel 5 sehen § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1 SeeVersNachwG jeweils eine neue Informa-
tionspflicht fiir die Wirtschaft vor. Das Bestehen einer Versicherung fiir Seeforderungen nach
der Richtlinie 2009/20/EG und einer Versicherung fiir Wrackbeseitigungskosten nach dem
Wrackbeseitigungsiibereinkommen ist jeweils durch eine Bescheinigung nachzuweisen. Diese
Nachweispflicht wird durch § 3 Absatz 3 SeeVersNachwG und § 5 Absatz 3 SeeVersNachwG
konkretisiert, nach denen die Bescheinigung an Bord mitzufiihren und den zustdndigen Be-
horden vorzulegen ist. Dabei wird der jeweils Pflichtige bestimmt, um Verstoe gegen die

Mitfiihrungspflicht als Ordnungswidrigkeit qualifizieren zu konnen.

Vom Versicherer auszustellende Versicherungsbescheinigung:

Die Versicherung fiir Seeforderungen ist geméa3 § 3 Absatz 1 SeeVersNachwG durch eine
vom Versicherer auszustellende Versicherungsbescheinigung nachzuweisen. Nach Auskunft
der EU-Kommission ist die iibliche Bescheinigung iiber eine Sicherheit anzuerkennen, die
den von den ,,Protection and Indemnity“-Versicherern (P & I Clubs) angebotenen Seescha-
densversicherungen entspricht. Diese Bescheinigungen werden schon jetzt von nahezu allen
betroffenen deutschen Schiffen vorgehalten, da die entsprechenden Versicherungen bereits -
wie oben ausgefiihrt - bestehen und nachzuweisen sind. Auch entsprechen die bisher ausge-

stellten Bescheinigungen den Anforderungen aus § 3 Absatz 2 SeeVersNachwG.
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Vom Staat auszustellende Wrackbeseitigungshaftungsbescheinigung:

Die Versicherung fiir Wrackbeseitigungskosten ist gemifl § 5 Absatz 1 SeeVersNachwG
durch eine staatliche Haftungsbescheinigung nachzuweisen. Die Verpflichtung von Schiff-
fahrtsunternehmen, eine staatliche Haftungsbescheinigung mitzufiihren, ergibt sich damit aus
dem Seeversicherungsnachweisgesetz. Die entstehenden Kosten fiir die Beschaffung der Be-
scheinigung lassen sich jedoch nur aufgrund der ausfiihrenden Rechtsvorschriften ermitteln,
in denen die Antragsvoraussetzungen geregelt werden. Der Erfiillungsaufwand wird im Rah-

men der aufgrund § 9 SeeVersNachwG zu erlassenden Durchfiihrungsverordnung dargestellt.

Eine dem § 5 Absatz 1 SeeVersNachwG entsprechende Informationspflicht ergibt sich unmit-
telbar aus Artikel 3 in Verbindung mit Anhang I Artikel 4bis Absatz 1 und 5 der Verordnung
(EG) Nr. 392/2009, ein auf dieses Gesetz zurlickgehender Erfiillungsaufwand ergibt sich

nicht.

Vorlegen einer Wrackbeseitigungshaftungsbescheinigung bei Feststellen der Gefahrlichkeit

eines Wracks:

Durch Artikel 5 wird in § 7 Absatz 4 SeeVersNachwG der eingetragene Eigentiimer eines
Schiffes verpflichtet, der zustindigen Behorde des betroffenen Kiistenstaates die Wrackbesei-
tigungshaftungsbescheinigung vorzulegen, wenn die Gefahrlichkeit eines Wracks festgestellt
wurde. Der aus dieser Informationspflicht entstehende Erfiillungsaufwand lésst sich aufgrund
der geringen zu erwartenden Fallzahlen nicht ndher beziffern. Die hdufigsten Wrackereignisse
diirften Containerverluste darstellen. Nach den hier vorliegenden Daten kommt es pro Jahr
weltweit nur zu 40 Containerverlusten durch Schiffe, die die Bundesflagge fiihren. Da das
Risiko von Verlusten auf der Hohen See deutlich groBer ist als in dem hochstens 200 Seemei-
len von der Kiiste reichenden Ubereinkommensgebiet und es durch ein einzelnes Ereignis
hdufig zu einem Verlust einer grofBeren Anzahl von Containern kommt, ist der Verlust eines
Containers im Ubereinkommensgebiet insgesamt #uBerst unwahrscheinlich. Die Moglichkeit
des Totalverlustes eines Schiffes, das die Bundesflagge fiihrt, oder des Verlustes eines Teils

eines Schiffes stellt einen nicht zu kalkulierenden Einzelfall dar.
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E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Erfiillungsaufwand entsteht nur dem Bund. Den Lindern und Kommunen entsteht kein Erfiil-

lungsaufwand.

Die Verwaltung wird durch diesen Gesetzentwurf, wenn iiberhaupt, nur in sehr geringem Um-

fang mit Mehraufwand belastet.

Durch die Anderungen des Hohe-See-Einbringungsgesetzes in Artikel 1 werden Zustindig-
keiten flir die Durchsetzung des schon bestehenden Einbringungsverbotes festgelegt. Beim
nun zustdndigen Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie kénnen insoweit Ausgaben
verursacht werden. Da es in den letzten zehn Jahren lediglich zwei Fille des Zuwiderhandelns
gab, sind diese als sehr gering einzuschitzen. Die mdglichen geringfligigen Mehrausgaben

konnen im Rahmen des geltenden Einzelplans 12 aufgefangen werden.

Die durch den in Artikel 5 enthaltenen § 5 Absatz 2 SeeVersNachwG begriindete Verpflich-
tung des Bundesamtes fiir Seeschifffahrt und Hydrographie, Wrackbeseitigungshaftungsbe-
scheinigungen nach dem Wrackbeseitigungsiibereinkommen auszustellen, macht zunéchst die
Erweiterung des bestehenden Informationstechnik-Verfahrens zur Ausstellung von Olhaf-
tungsbescheinigungen nach der Olhaftungsbescheinigungs-Verordnung notwendig. Hierbei
handelt es sich um einen einmaligen Erfiillungsaufwand. Die Umstellung erfolgt innerhalb
des Rahmenvertrages mit dem IT-Dienstleister. Die Kosten fiir die Anpassung der bestehen-
den Datenbank werden durch Umschichtungen innerhalb des Kapitels 1208 des Bundesamtes
fiir Seeschifffahrt und Hydrographie (Ausgaben fiir Informationstechnik - Ausgaben fiir Auf-

trage und Dienstleistungen) erwirtschaftet.

Ausstellen von Wrackbeseitigungshaftungsbescheinigungen, das Anerkennen von Versiche-

rungen; Bearbeitung von Grundsatzfragen:

Zudem ergeben sich zusitzliche Personalkosten fiir die Ausstellung von Wrackbeseitigungs-
haftungsbescheinigungen, der Anerkennung von Versicherungen und der Bearbeitung von
Grundsatzfragen. Das Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie hat als zusitzlichen
Stellenbedarf zwei Dienstposten (jeweils eine Stelle im mittleren Dienst und eine Stelle im

gehobenen Dienst) ermittelt. Diese Ermittlung bezieht jedoch auch die Ausstellung von Per-
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sonenhaftungsbescheinigungen nach Artikel 3 in Verbindung mit Artikel 4bis Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 392/2009 mit ein, die unmittelbar anwendbar ist und damit hier nicht
beriicksichtigt wird. Zu beachten ist, dass bei Personenhaftungsbescheinigungen ein hoherer
Priifaufwand notwendig ist, da das Bestehen mehrerer unterschiedlicher Versicherungen be-
scheinigt wird. Neben den iiblichen Seeversicherungen ist fiir Personenhaftungsbescheinigun-

gen auch eine Kriegsversicherung nachzuweisen.

Bearbeitung des Antrags zur Wrackbeseitigungshaftungsbescheinigung:

Bescheinigungen sind primér fiir Schiffe unter deutscher Flagge mit einer Bruttoregisterzahl
von iiber 300 und jeweils fiir ein Jahr auszustellen, so dass von ca. 750 Erst- und Anderungs-
antragen (z. B. bei einem Namens- oder Eignerwechsel) auszugehen ist. Pro Antragsverfahren
ist im mittleren Dienst (24,50 Euro/h) mit einem durchschnittlichen Zeitaufwand von ca. einer
Stunde fiir die Priifung von Antriigen und Anderungsantriigen, einem Abgleich mit den einge-
reichten Unterlagen und die Ausstellung, Versendung und Aktenfiihrung der Wrackbeseiti-
gungshaftungsbescheinigungen zu rechnen. Der Aufwand belduft sich daher auf rd. 18 000
Euro (24,50 Euro x 1 Stunde x 750 Antrige).

Bearbeitung von Grundsatzfragen zum Wrackbeseitigungsiibereinkommen:

Im gehobenen Dienst (32,10 Euro/h) ist aufgrund bisheriger Erfahrung mit einem fallunab-
héngigen und damit flaggenunabhéngigen Zeitaufwand von jahrlich 360 Stunden zur Bearbei-
tung von Grundsatzfragen des Wrackbeseitigungsiibereinkommens zu rechnen. Der Aufwand

belduft sich daher auf rd. 11 000 Euro (32,10 Euro x 360 Stunden).

Anerkennung von Versicherungen sowie Priifung komplexer Einzelfragen:

Zudem ist im gehobenen Dienst (32,10 Euro/h) von einem durchschnittlichen Zeitaufwand
von ca. 20 Minuten pro Antragsverfahren auszugehen. Beriicksichtigt werden die Anerken-
nung von Versicherungen sowie die Priifung komplexer Einzelfragen. Damit belduft sich der

Aufwand auf rd. 8 000 Euro (32,10 Euro x 1/3 Stunden x 750 Antrige).

Weiterhin wird die Ausstellung einer nicht absehbaren Zahl von Bescheinigungen fiir Schiffe
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aus Nichtvertragsstaaten notig. Gerade in der Anfangsphase wird es aufgrund der Struktur der
Versicherungsnachweispflichten zu einem Mehraufwand beim Bundesamt fiir Seeschifffahrt
und Hydrographie kommen. Dieser Mehraufwand wird mit dem Beitritt weiterer Staaten zum
Wrackbeseitigungsiibereinkommen erheblich abnehmen und soll durch zeitweise Perso-

nalumschichtungen aufgefangen werden.

Der Aufwand fiir Personalkosten belauft sich daher auf rd. 37 000 Euro.

Fiir die beiden zusitzlichen Dienstposten entsteht ein pauschaler Sachkostenaufwand von
jahrlich insgesamt ca. 25 000 Euro, der, wie dargestellt, nur teilweise auf dieses Gesetz und

teilweise auch auf die Verordnung (EG) Nr. 392/2009 zuriickgeht.

Mehrausgaben im Personal- und Sachbereich und Mehrbedarf an Planstellen/Stellen im Ein-
zelplan 12 erwirtschaftet werden. Sie sollen durch die Erhebung kostendeckender Gebiihren
refinanziert werden. Zu diesem Zweck wird die Gebiihrenverordnung des Bundesamtes fiir

Seeschifffahrt und Hydrographie auBlerhalb dieses Gesetzes angepasst.

Kontrollen zur Durchsetzung der Pflichten nach Seeversicherungsnachweisgesetz:

In Artikel 5 regeln § 3 Absatz 3 und § 5 Absatz 3 SeeVersNachwG, jeweils in Verbindung
mit § 7 SeeVersNachwG, die notwendigen Kontrollen zur Durchsetzung der Pflichten nach
dem Seeversicherungsnachweisgesetz. Ein erhdhter Kontroll- und Personalbedarf fiir die zu-
stindige Berufsgenossenschaft fiir Transport und Verkehrswirtschaft entsteht nicht, die Uber-
prifung der Versicherungsnachweise kann im Rahmen der routineméfBigen Kontrollen erfol-

gen. Schon jetzt ist eine gro3e Anzahl von Bescheinigungen Gegenstand dieser Kontrollen.

Die entsprechenden Kontrollen nach § 6 in Verbindung mit § 7 SeeVersNachwG stellen eine
Ausfiihrungsregelung zu Artikel 3 in Verbindung mit Anhang I Artikel 4bis Absatz 13 der
Verordnung (EG) Nr. 392/2009 dar. Der entstehende Erfiillungsaufwand geht auf die unmit-

telbar anwendbare Verordnung zuriick.

In Artikel 5 sieht § 12 SeeVersNachwG verschiedene Bul3geldtatbestdnde vor. Aufgrund der
Erfahrungen mit vergleichbaren BuBlgeldtatbestinden ist hier insgesamt nur von jéhrlichen

Fallzahlen im zweistelligen Bereich auszugehen. Der zusitzliche Aufwand der Verwaltung ist
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daher gering und kann durch das bestehende Personal abgedeckt werden.

Im Rahmen von Artikel 6 entsteht der Verwaltung Erfiillungsaufwand in den Fillen, in denen
der eingetragene Eigentiimer eines Schiffes seiner Wrackbeseitigungspflicht nicht nach-
kommt, durch die Geltendmachung und gerichtliche Durchsetzung von Kostenforderungen
gegen den eingetragenen Eigentiimer beziehungsweise des Direktanspruchs gegeniiber der
Pflichtversicherung. Der zeitliche Aufwand fiir die Bearbeitung wird je nach Komplexitét des
Vorgangs sowie der Zahlungsbereitschaft der Gegenseite stark variieren. Analog der bisheri-
gen Bearbeitung von Havariefdllen wird von einer mittleren Bearbeitungszeit von 4,5 Arbeits-
tagen (hoherer Dienst) ausgegangen. Hieraus resultiert moglicherweise voriibergehend ein
Personalmehrbedarf. Die Durchsetzung der Kostenforderungen und des Versicherungsan-
spruchs ist aber gerade darauf gerichtet, die staatlichen Aufwendungen inklusive der eventuell
zusitzlich entstehenden Personalkosten bei der Wrackbeseitigung zu refinanzieren. Zusitzli-
che Personalkosten im Einzelplan 12 sollen durch entsprechend zweckgebundene Einnahmen

im Einzelplan 12 gedeckt werden.

VII. Weitere Kosten

Im Zusammenhang mit den im Gesetz vorgesehenen Ordnungswidrigkeitstatbestinden wird
normgerechtes Verhalten unterstellt. Zwar kénnen im Einzelfall Bugelder anfallen, doch fallt
dieser Posten aufgrund sehr geringer Fallzahlen nicht ins Gewicht. Im Ubrigen entstehen der
Wirtschaft und insbesondere den mittelstdndischen Unternehmen keine zusétzlichen Kosten.
Unmittelbare Auswirkungen auf das Preisniveau und insbesondere das Verbraucherpreisni-
veau sind nicht zu erwarten. Die aus der Versicherungspflicht nach dem Seeversicherungs-
nachweisgesetz resultierende Verpflichtung, Haftungsbescheinigungen zu beantragen, kann
zu finanziellen Mehrbelastungen der Versicherungsverpflichteten fiihren, die im Einzelfall

eine geringe Erhohung von Einzelpreisen zur Folge haben kdnnen.

VIII. Befristung

Die Moglichkeit der Befristung der vorgesehenen Regelungen wurde gepriift, ist aber im Er-
gebnis zu verneinen, weil die Anderungen des Hohe-See-Einbringungsgesetzes, des Seeauf-
gabengesetzes, des Gesetzes zu dem Ubereinkommen vom 6. April 1974 iiber einen Verhal-

tenskodex fiir Linienkonferenzen vom 17. Februar 1983 und des Schiffssicherheitsgesetzes
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sowie die Einfithrung des Seeversicherungsnachweisgesetzes im Wesentlichen der Umset-
zung von unbefristet geltendem internationalem und europdischem Recht dienen und — soweit
es sich um rein nationales Recht handelt — dauernd fiir die Aufgabenerfiillung durch die Bun-

desverwaltung benotigt werden.

IX. Gleichstellungspolitische Belange

Gleichstellungspolitische Auswirkungen der Regelungen sind nicht gegeben. Das Gesetz bie-
tet keine Grundlage fiir verdeckte Benachteiligungen, Beteiligungsdefizite oder die Verfesti-

gung tradierter Rollen.

X. Auswirkungen auf eine nachhaltige Entwicklung (§ 44 Absatz 1 Satz 4 GGO)

Das Gesetzesvorhaben trdgt zu einer nachhaltigen Entwicklung bei. Die Managementregeln
und Indikatoren der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie wurden gepriift. Thematisch betroffen
sind die Managementregeln 1 ,,Grundregel, die Managementregeln 3, 4, 7 und 10 sowie der

Nachhaltigkeitsindikator 11 ,,Mobilitét™.

Soweit mit dem Gesetzesvorhaben das Wrackbeseitigungsiibereinkommen umgesetzt wird,
dient es vor dem Hintergrund des stetigen Anwachsens des internationalen Schiffsverkehrs
dauerhaft und weltweit dem verbesserten Schutz der Meeresumwelt. Insbesondere werden
Kiistenstaaten vor Gefahren geschiitzt, die von Wracks fiir die Schifffahrt oder die Umwelt
ausgehen, etwa durch Navigationshindernisse oder den Austritt von Ol (Managementregeln 3,
10, Nachhaltigkeitsindikator 11). Wird die Verwaltung zur Beseitigung von Wracks in der
deutschen ausschlieBlichen Wirtschaftszone (AWZ) tétig, konnen die Kostenforderungen un-
ter bestimmten Voraussetzungen gegeniiber dem eingetragenen Eigentiimer des Schiffes gel-
tend gemacht werden bzw. seine Pflichtversicherung in Anspruch genommen werden.
Dadurch werden die 6ffentlichen Haushalte entlastet, ohne dass diese Aufgabe kommenden

Generationen aufgebiirdet wiirde (Managementregel 1 und 7).

Die vorgesehenen Anderungen im Hohe-See-Einbringungsgesetz intendieren eine ausdriickli-
che Zustindigkeitsregelung zum Erlass der notwendigen MaBBnahmen zur Durchfiihrung des
Hohe-See-Einbringungsgesetzes. Sie dienen dadurch der Verbesserung des Schutzes der Mee-

resumwelt vor dem Einbringen von Abfillen oder sonstigen Stoffen und Gegenstinden und
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somit auch dem Schutz der natiirlichen Lebensgrundlagen. Durch die geplante Gesetzesande-
rung wird sowohl Vorsorge gegen absehbare Belastungen der Meeresumwelt getroffen, als

auch Gefahren fiir die menschliche Gesundheit vorgebeugt (Managementregel 1 und 4).
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B. Besonderer Teil — zu den Einzelvorschriften

I. Zu den Artikeln 1 bis 4 allgemein

Das Artikelgesetz dndert in den Artikeln 1 bis 4 das Hohe-See-Einbringungsgesetz, das Ge-
setz zu dem Ubereinkommen vom 6. April 1974 {iber einen Verhaltenskodex fiir Linienkonfe-
renzen vom 17. Februar 1983, das Seeaufgabengesetz und das Schiffssicherheitsgesetz, um
diese an die aktuellen Entwicklungen auf nationaler, europdischer und internationaler Ebene
anzupassen. Dies beinhaltet auch eine Anpassung von Einzelvorschriften an die gednderte
Rechtslage auf der Ebene des europdischen Rechts. Die in den Einzelvorschriften verwendete
Begrifflichkeit orientiert sich dabei an den der Griindung der Europdischen Union zu Grunde
liegenden Vertriige in der Fassung der Anderungen durch den Vertrag von Lissabon. Soweit
in den Artikeln 1 bis 4 der Begriff ,,Rechtsakte der Europdischen Union“ verwendet wird,
sind damit alle Rechtsakte im Sinne des Artikels 288 des Vertrages iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union (AEUV) gemeint, die rechtliche Verbindlichkeit aufweisen, mithin Ver-
ordnungen, Richtlinien oder Beschliisse. Im Folgenden werden lediglich die terminologischen

Anderungen noch gesondert begriindet, die iiber diese Anpassung hinausgehen.

II. Zu den Artikeln 1 bis 4 im Einzelnen

Zu Artikel 1 (Anderung des Hohe-See-Einbringungsgesetzes)

Die Anderungen im Hohe-See-Einbringungsgesetz beseitigen bislang bestehende Unklarhei-
ten hinsichtlich des Vollzugs des Gesetzes durch die Klarstellung von Zustdndigkeiten. Das
Einbringen von Abfillen oder sonstigen Stoffen und Gegenstdnden in die Hohe See ist auch
in der geltenden Fassung des Hohe-See-Einbringungsgesetzes grundsétzlich verboten. Durch
die geplante Anderung des § 8 des Hohe-See-Einbringungsgesetzes wird jedoch die Moglich-
keit fir das Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie geschaffen, die notwendigen
MalBnahmen zur Durchfiihrung dieses Gesetzes zu treffen, welche im Wege der Verwaltungs-
vollstreckung durchgesetzt werden konnen. Die geplante Anderung des § 10 des Hohe-See-
Einbringungsgesetzes ermichtigt das Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie zum
Erlass von BuB3geldverfiigungen. Durch diese Gesetzesédnderung wird das Ziel des Hohe-See-
Einbringungsgesetzes, die Erhaltung der Meeresumwelt sowie deren Schutz vor Verschmut-

zung, konsequenter als bislang verwirklicht.
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Zu Nummer 1 (Anderung des § 8 Hohe-See-Einbringungsgesetzes)

Die bisherige Zustdandigkeit des Bundesamtes fiir Seeschifffahrt und Hydrographie in § 8 Ab-
satz 1 Satz 1 Hohe-See-Einbringungsgesetz (alt), die sich nur auf die Erlaubnisse bezog, wird
in einem neuen Absatz 1 Satz 1 geregelt und als allgemeine Zustdandigkeitszuweisung an das
Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie formuliert. Das Bundesamt fiir Seeschifffahrt
und Hydrographie nimmt bei der Durchfiihrung dieses Gesetzes keine verkehrlichen, sondern
umweltschiitzende Aufgaben wahr. Dabei wird der Geschiftsbereich des Bundesministeriums
fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung iiberschritten, so dass nicht nur im Hinblick auf die
politische Verantwortung, sondern auch aus staatsorganisationsrechtlichen Griinden eine ge-
setzliche Ubertragung dieser Fachaufsicht erforderlich ist. Davon unberiihrt bleibt die Uber-
tragung anderer fachaufsichtlicher Aufgaben durch die Ressortvereinbarungen vom 22. Feb-
ruar 1988 und 8. Februar 1989 zwischen dem (damaligen) Bundesministerium fiir Verkehr
und dem Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit im Ubrigen, die

im Innenverhiltnis weiterhin Bestand haben.

§ 8 Absatz 2 Hohe-See-Einbringungsgesetz (neu) enthilt die neu geregelte Eingriffserméchti-
gung des Bundesamtes fiir Seeschifffahrt und Hydrographie zur Durchsetzung der Regelun-
gen des Hohe-See-Einbringungsgesetzes. Bisher wird im Gesetz zwar festgelegt, dass Abfille
und sonstige Stoffe und Gegenstinde nicht in die Hohe See eingebracht werden diirfen. Eine
ausdriickliche Eingriffsbefugnis des Bundesamtes fiir Seeschifffahrt und Hydrographie zur
Durchsetzung von § 4 Satz 1 Hohe-See-Einbringungsgesetz fehlte jedoch. Durch die Einfii-
gung einer spezialgesetzlichen Eingriffsbefugnis entfillt die bisherige Unsicherheit, inwieweit
wegen der Regelungsliicke im Hohe-See-Einbringungsgesetz auf das Bundespolizeirecht oder
das allgemeine Gefahrenabwehrrecht auf dem Gebiet der Seeschifffahrt subsididr zurtickge-
griffen werden kann. Die Eingriffsbefugnis bewegt sich innerhalb der durch das Seerechts-
iibereinkommen der Vereinten Nationen von 1982 eingerdumten Hoheitsbefugnisse, insbe-
sondere zur Durchsetzung volkerrechtlicher Befugnisse zur Unterbindung einer Verschmut-

zung der Meeresumwelt in der deutschen AWZ nach Mallgabe von dessen Artikel 216.

Zu Nummer 2 (Anderung des § 10 Hohe-See-Einbringungsgesetzes)

Zum eftektiven Vollzug des Gesetzes wird in Artikel 2 Nummer 2 ausdriicklich das Bundes-

amt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie als zustindige Ordnungswidrigkeitenbehorde festge-
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legt. Die Bullgeldtatbestinde selbst sowie die Hohe der BuBBgeldbewehrung bleiben unverén-
dert.

Zu Nummer 3 (Anderung des § 11 Hohe-See-Einbringungsgesetzes)

Artikel 2 Nummer 3 enthélt eine Folgednderung und dient der Anpassung von Verweisen.

Zu Artikel 2 (Anderung des Seeaufgabengesetzes, SeeAufgG)

Zu Nummer 1 (Anderung des § 1 SeeAufgG)
Zu Buchstabe a (Anderung des § 1 Nummer 2 SeeAufgG)

Die Anderung des Standortes des in Klammern stehenden Wortes ,,Schifffahrtspolizei stellt

eine redaktionelle Richtigstellung der Legaldefinition dar.

Zu Buchstabe b (Anderung des § 1 Nummer 10 SeeAufgG)

Das Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie und die Wasser- und Schiftfahrtsdirekti-
onen haben durch die entsprechend angepasste VV-WSV 3303 , Durchfiihrung des Nauti-
schen Warn- und Nachrichtendienstes* des Bundesministeriums fiir Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung einvernehmlich die Ubertragung der Fachaufsicht iiber den Seewarndienst vom
Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie auf die Wasser- und Schifffahrtsdirektionen
Nord und Nordwest vereinbart. Uber den Seewarndienst werden Verkehrsinformationen und -
warnungen kiistenweit verbreitet. Insofern besteht ein enger inhaltlicher Zusammenhang zur
Maritimen Verkehrssicherung. Die Zustdndigkeit der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des
Bundes fiir die Herausgabe von Warnnachrichten allgemein féllt unter § 3 Absatz 1 See-
AufgG und bedarf keiner besonderen Erméchtigungsgrundlage. Dadurch, dass das Bundesamt
fiir Seeschifffahrt und Hydrographie diese Aufgabe nicht mehr durchfiihrt, ist im Hinblick auf
die Zustdndigkeitsvorschrift des § 5 Absatz 1 Nummer 4 SeeAufgG, die auf die Aufgaben

nach § 1 Nummer 10 SeeAufgG verweist, diese Aufgabennorm anzupassen.

Zu Buchstabe ¢ (Anderung des § 1 Nummer 12 SeeAufgG)

Die Anderung vollzieht die Uberarbeitung der in Bezug genommenen Richtlinie nach. Die
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Richtlinie 94/57/EG des Rates vom 22. November 1994 iiber gemeinsame Vorschriften und
Normen fiir Schiffsiiberpriifungs- und -besichtigungsorganisationen und die einschligigen
MalBnahmen der Seebehorden (Richtlinie 94/57/EG, ABIL. L 319 vom 12.12.1994, S. 20) wur-
de durch die Richtlinie 2009/15/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Ap-
ril 2009 iiber gemeinsame Vorschriften und Normen fiir Schiffsiiberpriifungs- und -
besichtigungsorganisationen und die einschligigen Maflnahmen der Seebehorden (Richtlinie
2009/15/EG) und die Verordnung (EG) Nr. 391/2009 des Européischen Parlaments und des
Rates vom 23. April 2009 iiber gemeinsame Vorschriften und Normen fiir Schiffsiiberprii-
fungs- und besichtigungsorganisationen (ABI. L 131 vom 28.5.2009, S. 11) ersetzt. Entspre-

chend miissen vorliegend die Bezugnahmen angepasst werden.

Zu Buchstabe d (Anderung des § 1 Nummer 15 SeeAufgG)

Aufgrund der Anderung der Terminologie durch den fiir die Bundesrepublik Deutschland am
1. Dezember 2009 in Kraft getretenen Vertrag von Lissabon (BGBI. 2009 II S. 1223) ist eine
sprachliche Anpassung des innerstaatlichen Rechts erforderlich. Um auch kiinftige europa-
rechtliche Regelungen in den Anwendungsbereich des § 1 Nummer 15 einzubeziehen, ist eine

Erweiterung auf Rechtsakte der Europdischen Union erforderlich.

Zu Nummer 2 (Anderung des § 3 SeeAufgG)
Zu Buchstabe a (Aufhebung des § 3 Absatz 1 Satz 4 SeeAufgG)

Die Beschriankung der Zustindigkeit der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes auf
die Tatigkeit als Ermittlungspersonen war auf strafrechtlich relevante Sachverhalte in interna-
tionalen Ubereinkommen zugeschnitten. Sie wird aber den erforderlichen und beabsichtigten

Eingriffsbefugnissen nicht gerecht. Satz 4 wird daher aufgehoben.

Zu Buchstabe b (Neufassung des § 3 Absatz 1a SeeAufgG und Einfiigung des neuen Ab-
satzes 1b)

Der geédnderte Absatz la erweitert die Befugnis der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des
Bundes, Daten auch im Rahmen ihrer Aufgaben seewirts des Kiistenmeeres nach § 1 Num-
mer 3 Buchstaben a und b SeeAufgG zu erheben, zu verarbeiten und zu nutzen und in Ver-

bindung mit § 9¢ SeeAufgG in dem dort gesetzten Rahmen die bei ihnen vorhandenen Daten
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weiterzugeben.

In internationalen Ubereinkommen werden nicht nur Aufgaben der nationalen Verwaltung
begriindet, die sich auf Mallnahmen zur Gefahrenabwehr fiir den Bereich seewirts des Kiis-
tenmeeres beziehen; vielmehr werden auch sonstige Aufgaben zugewiesen, zum Beispiel
Konsultations- und Kooperationsverpflichtungen. Diese machen eine Behordenzusténdigkeit,
hier der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes, erforderlich. Dem trdgt der neue
Absatz 1b Rechnung, der sich auf die Aufgaben nach § 1 Nummer 3 Buchstabe e SeeAufgG
bezieht. Diese Vorschrift wird als solche nicht gedndert. Sie ist als Auffangtatbestand fiir
Aufgaben auf dem Gebiet der Seeschifffahrt dynamischer Natur und spiegelt das umfangrei-
che Aufgabenspektrum wider, das sich insbesondere auch durch bilaterale, europédische und
internationale Vereinbarungen entwickelt hat und stdndigen Verdnderungen unterworfen ist.
Die Aufgaben betreffen beispielsweise technische Zusammenarbeit, Hilfeleistungen, gemein-
same Ubungen, die Erarbeitung von Notfallpléinen, Informationsaustausch, verkehrsbezogene
Beobachtungen und dhnliches mehr. Die Formulierung ,,soweit sie ithnen iibertragen werden‘
im neu eingefiigten § 3 Absatz 1b SeeAufgG ist daher offen gehalten und auf keine bestimmte
rechtliche Form der Aufgabenzuweisung beschrinkt, da die Ubertragungsform von der Quali-

tit und Rechtsnatur der jeweiligen Aufgabe abhéngt.

Diese optionale Aufgabenzuweisung enthilt selbst keine Eingriffserméachtigung beziiglich der
Rechte und Pflichten Dritter, die sich erforderlichenfalls aus ergéinzenden Befugnisnormen
ergeben miisste. § 3 Absatz 1b SeeAufgG stellt fiir die Behorden der Wasser- und Schift-
fahrtsverwaltung des Bundes das Pendant dar zu § 5 Absatz 1 Nummer 3 SeeAufgG hinsicht-
lich der auf § 1 Nummer 3 Buchstabe ¢ SeeAufgG bezogenen Aufgaben des Bundesamtes fiir
Seeschifffahrt und Hydrographie. Wahrend diesem Aufgaben tlibertragen werden, die primér
wissenschaftlich-technischer Natur sind, handelt es sich bei den nach § 3 Absatz 1b in Ver-
bindung mit § 1 Nummer 3 Buchstabe e SeeAufgG {iibertragenen Aufgaben um solche, die

operativer Natur sind.
Zu Nummer 3 (Anderung des § 3b Absatz 3 SeeAufgG)
Die Erginzung dient der redaktionellen Anpassung des § 3b Absatz 3 SeeAufgG an die inter-

nationale Rechtsentwicklung, in der der Schutz der Meeresumwelt neben den anderen

Schutzgiitern genannt wird.
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Zu Nummer 4 (Anderung des § 3d SeeAufgG)

Im Hinblick auf die Wahrnehmung von Aufgaben nach § 1 Nummer 11 SeeAufgG wird das
Verwaltungsverfahrensgesetz, das Verwaltungsvollstreckungsgesetz sowie das Gesetz iiber
den unmittelbaren Zwang bei der Ausilibung 6ffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte des
Bundes fiir entsprechend anwendbar erklért, da diese Gesetze aullerhalb des deutschen Ho-
heitsgebietes nicht gelten. Hinsichtlich der Einzelheiten zur Wahrnehmung dieser Aufgaben

wird auf die Begriindung zu Nummer 5 Buchstabe ¢ verwiesen.

Zu Nummer 5 (Anderung des § 5 SeeAufgG)
Zu Buchstabe a (Anderung des § 5 Absatz 1 Satz 2 SeeAufgG)
Zu Doppelbuchstabe aa (Anderung des § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 SeeAufgG)

§ 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 SeeAufgG wird um die Bezugnahme auf § 1 Nummer 3 Buch-
stabe e SeeAufgG erweitert. Diese Vorschrift, die als solche nicht gedndert wird, ist als Auf-
fangtatbestand fiir Aufgaben auf dem Gebiet der Seeschifffahrt dynamischer Natur und spie-
gelt das umfangreiche Aufgabenspektrum wider, das sich insbesondere auch durch bilaterale,
europdische und internationale Vereinbarungen entwickelt hat und stidndigen Veranderungen
unterworfen ist. Die Aufgaben betreffen beispielsweise Konsultations- und Kooperationsver-
pflichtungen, Informationsaustausch, wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit und
dhnliches mehr. Die Formulierung ,,soweit sie ihm iibertragen werden ist offen gehalten und
auf keine bestimmte rechtliche Form der Aufgabenzuweisung beschrinkt, da die Ubertra-

gungsform von der Qualitdt und Rechtsnatur der jeweiligen Aufgabe abhéngt.

Diese optionale Aufgabenzuweisung enthilt selbst keine Eingriffserméachtigung beziiglich der
Rechte und Pflichten Dritter, die sich erforderlichenfalls aus ergéinzenden Befugnisnormen
ergeben miisste. Der erweiterte § 5 Absatz 1 Nummer 3 SeeAufgG stellt fiir das Bundesamt
fiir Seeschifffahrt und Hydrographie das Pendant zu § 3 Absatz 1b SeeAufgG hinsichtlich der
auf § 1 Nummer 3 Buchstabe e SeeAufgG bezogenen Aufgaben der Behorden der Wasser-
und Schifffahrtsverwaltung dar. Wihrend diesen Behorden Aufgaben iibertragen werden, die
primér operativer Natur sind, handelt es sich bei den nach § 5 Absatz 1 Nummer 3 in Verbin-
dung mit § 1 Nummer 3 Buchstabe e SeeAufgG iibertragenen Aufgaben um solche, die vor-

wiegend wissenschaftlich-technischer Natur sind.
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Zu Doppelbuchstaben bb (Anderung des § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 SeeAufgG)

Es handelt sich um eine Folgednderung zum neu eingefligten § 5 Absatz 2a SeeAufgG in

Buchstabe c (siehe die Ausfiihrungen unten zu Buchstabe c).

Zu Doppelbuchstaben cc (Anderung des § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4a SeeAufgG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an den Wortlaut des § 5 Absatz 1 Satz 2
Nummer 4b SeeAufgG.

Zu Buchstabe b (Anderung des § 5 Absatz 2 SeeAufgG)
Zu Doppelbuchstabe aa (Neufassung des § 5 Absatz 2 Satz 1 und 2 SeeAufgG)

Die Aktualisierung ist erforderlich, da die Richtlinie 2009/15/EG die Richtlinie 94/57/EG

ersetzt.

Zu Doppelbuchstabe bb (Anderung des § 5 Absatz 2 Satz 4 SeeAufgG)

Die See-Berufsgenossenschaft und die Berufsgenossenschaft fiir Fahrzeughaltung haben sich
durch Fusionsvertrag vom 29. September 2009 zusammengeschlossen und bilden seit dem
1. Januar 2010 die Berufsgenossenschaft fiir Transport und Verkehrswirtschaft. Die friihere
Schiffssicherheitsabteilung der See-Berufsgenossenschaft wurde innerhalb der Berufsgenos-
senschaft fiir Transport und Verkehrswirtschaft zur Organisationseinheit ,,Dienststelle
Schiffssicherheit umgewandelt. In seiner Sitzung am 13. April 2010 hat der Vorstand der
Berufsgenossenschaft fiir Transport und Verkehrswirtschaft die Errichtung der Dienststelle
Schiffssicherheit mit Sitz in Hamburg beschlossen. Die Dienststelle Schiffsicherheit unter-
steht der Fachaufsicht des Bundesministeriums fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung. Die
Dienstaufsicht obliegt der Berufsgenossenschaft fiir Transport und Verkehrswirtschaft. Durch
die Gesetzesianderung wird der Umstrukturierung Rechnung getragen. Vorschriften iiber die

soziale Selbstverwaltung finden keine Anwendung.

Die Berufsgenossenschaft fiir Transport und Verkehrswirtschaft tritt die Rechtsnachfolge der
See-Berufsgenossenschaft an. Die Bezugnahme auf die See-Berufsgenossenschaft in § 5 Ab-

satz 2 Satz 4 SeeAufgG ist daher zu dndern.
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Zu Buchstabe ¢ (Einfiigung des § 5 Absatz 2a und 2b SeeAufgG neu)

Die Verordnungserméchtigung im neuen Absatz 2a dient der Konkretisierung der Aufgaben-
zuweisung des § 1 Nummer 11 SeeAufgG. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, dass
die Aufgabenverteilung im Bereich der meereskundlichen Forschung nach § 1 Nummer 11
SeeAufgG nicht ausreichend klar sei, weil das Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrogra-
phie in einigen Féllen fiir das Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung und
in anderen Fillen fiir das Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
tatig wird. Eine Verordnungserméchtigung zur Bestimmung der meereskundlichen Aufgaben
des Bundesamtes fiir Seeschifffahrt und Hydrographie auf dem Gebiet der Seeschifffahrt ist
erforderlich, weil § 1 Nummer 11 SeeAufgG fiir eine Aufgabenabgrenzung zu den vom Bun-
desamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie fiir das Bundesministerium fiir Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit wahrgenommenen Aufgaben zu unprizise ist und bereits mehr-
fach Diskussionen tliber Aufsicht und Ressourcen ausgeldst hat. Diese Fragestellungen kénnen

nicht lediglich durch Erlass geklart werden.

Parallel ist eine entsprechende Verordnungsermédchtigung fiir das Bundesministerium fiir
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit im Wasserhaushaltsgesetz vorgesehen. Auf der
Grundlage dieser beiden Verordnungsermichtigungen soll dann eine gemeinsame Verord-
nung des Bundesministeriums fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und des Bun-
desministeriums fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung verabschiedet werden, welche die
Tatigkeit des Bundesamtes fiir Seeschifffahrt und Hydrographie im Bereich der meereskund-
lichen Forschung so konkretisiert, dass die Zustdndigkeitsbereiche des Bundesministeriums
fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung und des Bundesministeriums fiir Umwelt, Natur-

schutz und Reaktorsicherheit klar voneinander getrennt sind.

Soweit dem Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie bereits Aufgaben aus Geschiéfts-
bereichen anderer Ressorts zugewiesen worden sind oder in Zukunft zugewiesen werden, ist
in der Regel auch die Ubertragung der Fachaufsicht sinnvoll. Dies ist bisher durch Ressort-
vereinbarung ohne gesetzliche Grundlage geschehen. Die Vereinbarung kann deshalb nur das
Innenverhiltnis der betroffenen Ressorts regeln. Um der politischen Verantwortung gerecht
zu werden, im Interesse der Rechtsklarheit und um AuBlenwirkung entfalten zu kénnen, ist fiir
die Ubertragung der Fachaufsicht jedoch eine gesetzliche Grundlage erforderlich, die die Er-

méchtigung fiir eine Rechtsverordnung regelt.
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Zu Nummer 6 (Anderung des § 6 SeeAufgG)
Zu Buchstabe a (Einfiigung des § 6 Absatz 1a SeeAufgG neu)

Die Schaffung des § 6 Absatz 1a SeeAufgG dient der endgiiltigen Umsetzung der Richtlinie
2009/21/EG des Europédischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 iiber die Erfiil-
lung der Flaggenstaatspflichten. In Artikel 6 der Richtlinie werden die Mitgliedstaaten unter
anderem verpflichtet, von Schiffen, die ihre Flagge fiihren, bestimmte fiir die Uberwachung
der Verkehrs- und Betriebssicherheit relevante Daten zu erfassen und aufzubewahren. Dazu
gehoren die Zeitpunkte der im Rahmen der Flaggenstaatskontrollen durchgefiihrten Besichti-
gungen (Artikel 6b der Richtlinie 2009/20/EG), die Identifikation der ausldndischen Behorde,
die das Schiff im Rahmen einer Hafenstaatkontrolle tiberpriift hat (Artikel 6d der Richtlinie
2009/20/EG), und das Ergebnis der Uberpriifung (Artikel 6e der Richtlinie 2009/20/EG).

GemiB § 6 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 1 Nummer 4 SeeAufgG ist fiir die Uberwa-
chung der Verkehrs- und Betriebssicherheit von Schiffen die Berufsgenossenschaft fiir Ver-
kehr und Transportwirtschaft zustindig. Durch die Schaffung des § 6 Absatz 1a SeeAufgG
wird die Speicherung entsprechender Daten in der Schiffsdatenbank DIOS und der ISM-
Datenbank der Berufsgenossenschaft fiir Transport und Verkehrswirtschaft im Seeaufgaben-

gesetz verankert.

Zu Buchstabe b (Neufassung des § 6 Absatz 2 SeeAufgG)

Die Neufassung des § 6 Absatz 2 SeeAufgG nimmt erforderliche redaktionelle Anpassungen
vor. So ersetzt die Richtlinie 2009/15/EG die Richtlinie 94/57/EG, und Anderungen im Pro-

duktsicherheitsgesetz werden nachvollzogen.

Zudem sind inhaltliche Anderungen im Bereich der Uberpriifung und Sicherheitszertifizie-
rung von Schiffen, die innerhalb des Binnenmarktes die Flagge eines Mitgliedstaates fiihren,
notwendig. Die Dienstleistungsfreiheit ist zu gewihrleisten. Die Berufsgenossenschaft fiir
Transport und Verkehrswirtschaft kann sich deshalb auflerhalb der Aufgaben, die in der in
Abschnitt D Nummer 7 der Anlage zum Schiffssicherheitsgesetz genannten Richtlinie
2009/15/EG aufgefiihrt sind, neben dem Germanischen Lloyd auch der Hilfe anderer aner-

kannter Organisationen bedienen.
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Zu Nummer 7 (Anderung des § 7a Absatz 1 SeeAufgG)

Bislang wird in § 7a Absatz 1 SeeAufgG Bezug auf ,,Rechtsverordnungen nach Absatz 2
genommen. Allerdings erméchtigt nicht Absatz 2, sondern Absatz 3 das Bundesministerium
fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, ohne Zustimmung des Bundesrates Regelungen fiir
Schiffsausriistung durch Rechtsverordnungen zu erlassen. Die Anderung trigt diesem Um-

stand Rechnung.

Zu Nummer 8 (Anderung des § 8a Satz 3 SeeAufgG)

Vergleiche die Ausfiithrungen zu B. 1.

Zu Nummer 9 (Anderung des § 9 SeeAufgG)
Zu Buchstabe a (Anderung des § 9 Absatz 1 SeeAufgG)
Zu Doppelbuchstabe aa (Anderung des § 9 Absatz 1 Satz 1 SeeAufgG)

Die Ergénzung um die neue Nummer 2a dient der Umsetzung des Wrackbeseitigungsiiberein-
kommens, da die Ausfiihrung der verkehrsrechtlichen Verhaltenspflichten des Wrackbeseiti-
gungsilibereinkommens nicht vollstdndig auf die Verordnungserméchtigung des § 9 SeeAufgG
in der geltenden Fassung gestiitzt werden kann. Die flaggenstaatliche Durchsetzung der
Wrackbeseitigungspflicht des eingetragenen Eigentiimers bedarf einer speziellen Erméchti-

gungsgrundlage.

Zu Doppelbuchstabe bb (Anderung des § 9 Absatz 1 Satz 2 SeeAufgG)

Mit der Anderung werden die Voraussetzungen dafiir geschaffen, den Kreis der Bootsbesich-
tiger in der Sportschifffahrt zu erweitern. Die Anderung entspricht der gleichlautenden Forde-
rung des Bundestagsbeschlusses "Attraktivitdt des Wassertourismus und des Wassersports
starken" (BT-Drs. 16/5416). Derzeit umfassen die Erméachtigungen von § 9 Absatz 1 Satz 2
und 3 SeeAufgG nicht die Mdglichkeit, die Besichtigung von Wasserfahrzeugen durch private
Personen mit besonderer Sachkunde anzuerkennen. Durch die Heranziehung von zum Bei-
spiel offentlich bestellten Sachverstindigen im Bereich Bootsbau wiirden die bislang fiir die
Bootsbesichtigungen zustandigen Behorden der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung finanzi-

ell entlastet. Auch kann der Zeugniserteilungsprozess in der Sportschifffahrt zugunsten der
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Antragsteller beschleunigt werden, wenn diese vor Antragstellung verpflichtet werden, die
erforderliche Bootsbesichtigung durch anerkannte Dritte durchfiihren zu lassen. Diese Praxis

hat sich in der Sportschifffahrt im Binnenbereich bereits bewihrt.

Zu Buchstabe b (Anderung des § 9 Absatz 3 SeeAufgG)

Einer Einvernehmensregelung bedarf es an dieser Stelle nicht mehr. Das Bundesministerium

der Justiz ist im Rahmen der Rechtspriifung ausreichend beteiligt.

Zu Buchstabe ¢ (Anderung des § 9 Absatz 4 Satz 2 SeeAufgG)

Vergleiche die Ausfiithrungen zu B. 1.

Zu Buchstabe d (Anderung des § 9 Absatz 5 Satz 2 SeeAufgG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. Die Begriffsbestimmungen des § 2 Absatz
2a Geritesicherheitsgesetz wurde ohne Anderung in § 2 Nummer 30 Produktsicherheitsgesetz

uberfiihrt.

Zu Nummer 10 (Anderung des § 9c SeeAufgG)

Vergleiche die Ausfiihrungen zu B. L.

Zu Nummer 11 (Anderung des § 9¢ SeeAufgG)
Zu Buchstabe a (Anderung des § 9¢ Absatz 1 SeeAufgG)
Zu den Doppelbuchstaben aa, cc und dd

Die Ergidnzung in Absatz 1 in der Nummer 1 sowie die Einfiigung der neuen Nummern 11 bis
13 betreffen die Umsetzung des Wrackbeseitigungsiibereinkommens in diesem Gesetz und

aufgrund der nach § 9 SeeAufgG zu erlassenden Rechtsverordnung.

So hat der Kapitédn eines Schiffes beziehungsweise der Betreiber nach Artikel 5 des Wrackbe-
seitigungsiibereinkommens dem betroffenen Kiistenstaat unverziiglich zu melden, wenn das

Schiff in einen Seeunfall verwickelt war, durch den ein Wrack entstanden ist. Die Meldung
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muss nach Artikel 5 Absatz 2 des Wrackbeseitigungsiibereinkommens bestimmte Angaben
enthalten, die sich auf den eingetragenen Eigentiimer und das Wrack beziehen. Teilweise fal-
len die nach Artikel 5 Absatz 2 erforderlichen Angaben bereits unter die bestehenden Num-
mern von § 9¢ Absatz 1 SeeAufgG, ndmlich Name und Geschiftssitz des eingetragenen Ei-
gentiimers (Nummer 3), Typ, Grofe und Bauart des Wracks (Nummern 1 und 2) sowie die
Art und Menge der Ladung, insbesondere gefdhrliche und giftige Stoffe (Nummer 9). Eben-
falls muss die Meldung die von der neuen Nummer 11 erfassten Angaben zu den sich an Bord
befindlichen Mengen und Arten von Ol, einschlieBlich Bunkerdl und Schmierdl, enthalten
sowie Angaben nach der neuen Nummer 12 zur Art des Schadens und dem Zustand des

Wracks sowie seiner Position.

Nicht alle der hier genannten Daten sind personenbezogen. Vor dem Hintergrund, dass sdmt-
liche Daten mit verhéltnismiBig geringem Aufwand personenbeziehbar sind, sollen jedoch
die Regeln fiir personenbezogene Daten fiir alle im Katalog genannten Daten angewandt wer-
den. Dies dndert nichts an dem allgemeinen Grundsatz, dass nicht personenbezogene Daten

auch ohne Erméchtigungsgrundlage erhoben und {ibermittelt werden diirfen.

Diese in den Katalog aufgenommenen Angaben sind notwendig, damit der betroffene Kiisten-
staat die Feststellung treffen kann, ob von dem Wrack eine Gefahr ausgeht (Artikel 6 des
Wrackbeseitigungsiibereinkommens), damit die beteiligten Seeleute und Staaten iiber die Art
und Position des Wracks unterrichtet, das Wrack genau lokalisiert (Artikel 7) und markiert
werden (Artikel 8) sowie erforderlichenfalls die Wrackbeseitigung eingeleitet werden kann
(Artikel 9).

Zu den Doppelbuchstaben bb

Vergleiche die Ausfiihrungen zu B. L.

Zu Buchstabe b (Anderung des § 9¢ Absatz 3 SeeAufgG)

Vergleiche die Ausfiihrungen zu B. L.
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Zu Nummer 12 (Anderung des § 9f Absatz 4 Satz 3 SeeAufgG)

Vergleiche die Ausfiithrungen zu B. 1.

Zu Artikel 3 (Anderung des Gesetzes zu dem Ubereinkommen vom 6. April 1974 iiber

einen Verhaltenskodex fiir Linienkonferenzen vom 17. Februar 1983)

Das Ubereinkommen vom 6. April 1974 iiber einen Verhaltenskodex fiir Linienkonferenzen
ist wegen Nichtvereinbarkeit mit EU-Recht nach Kiindigung fiir die Bundesrepublik Deutsch-
land am 26. September 2008 aufler Kraft getreten. Die Ausfithrungsregelungen in den Arti-
keln 2 bis 7 des Vertragsgesetzes vom 17. Februar 1983 (BGBI. 1983 II S. 62) werden im
Wege der Rechtsbereinigung aufgehoben.

Zu Artikel 4 (Anderung des Schiffssicherheitsgesetzes, SchSG)

Zu Nummer 1 (Anderung des § 1 Absatz 2 Satz 1 und des § 2 Absatz 2 Nummer 4 Satz 2
SchSG)

Es erfolgt eine erginzende Bezugnahme auch auf zukiinftige Rechtsakte der Europdischen
Union, die in Abschnitt D der Anlage zum SchSG aufgenommen werden. Durch den Vertrag
von Lissabon hat sich die Terminologie gedndert, so dass zukiinftig nur noch von Rechtsakten
der Europdischen Union die Rede ist. Da die Rechtsakte der Europdischen Gemeinschaften in
Abschnitt D der Anlage weiterhin gelten, erfolgt eine Ergédnzung und keine Ersetzung der

Bezugnahme.

Zu Nummer 2 (Anderung des § 3 Satz 1 SchSG)

Soweit es um Umweltgefahren geht, wird vom bisherigen Wortlaut her nur die Meeresumwelt
erfasst. Durch die Ergédnzung um den Schutz der Luft vor Gefahren, die von der Seeschifffahrt
ausgehen, wird der Schutzbereich der MARPOL-Schutzgiiter (MARPOL = Internationales
Ubereinkommen zur Verhiitung der Meeresverschmutzung durch Schiffe) einbezogen. Dort
werden Meeresverschmutzung und Luftverunreinigung durch Schiffe erfasst. CO,-
Emissionen, die nach deutschem Verstiandnis keine Umwelt-, sondern eine Klimaschddigung

darstellen, werden von der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation (International Mari-
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time Organization, IMO) als Luftverschmutzung durch Schiffe angesehen. Dieser Auffassung
soll fiir § 3 Satz 1 SchSG gefolgt werden. Angesichts des in § 1 SchSG dargelegten Ziels, den
Umweltschutz auf See zu gewéhrleisten, muss auch der Schutz vor anderen von der Seeschiff-
fahrt ausgehenden Gefahren einbezogen werden. Die ausdriickliche Einbeziehung des Schut-
zes vor widerrechtlichen Beeintrachtigungen, eingefiigt durch Artikel 2 Nummer 3 des Geset-
zes zur Anderung seeverkehrsrechtlicher, verkehrsrechtlicher und anderer Vorschriften mit
Bezug zum Seerecht (BGBI. 2008 1 S. 706, 711), soll sicherstellen, dass Umweltbelange auch

geschiitzt werden, wenn noch keine Gefahr droht.

Zu Nummer 3 (Anderung des § 5 SchSG)

Vgl. die Ausfiihrungen zu B. 1.

Zu Nummer 4 (Anderung des § 6 Absatz 4 Satz 1 SchSG)

In Abschnitt E der Anlage zum SchSG wird neben den anerkannten Regeln der Technik auch
die seemdnnische Praxis genannt. Diesen Bezug stellt § 6 Absatz 4 Satz 1 SchSG bislang
nicht her. Die Ergénzung korrigiert dieses redaktionelle Versehen.

Zu Nummer 5 (Anderung des § 7 Nummer 1 SchSG)

Bei dieser Anderung handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung an Nummer 2.

Zu Nummer 6 (Anderung des § 11 SchSG)

Vgl. die Ausfithrungen zu B. L.

Zu Nummer 7 (Anderung des § 13 Absatz 1 SchSG)

§ 13 Absatz 1 SchSG soll sicherstellen, dass MaBnahmen der zustindigen Behdrden bei Ver-
stoBen den internationalen Regelungen Rechnung tragen. Nach Absatz 1 werden von dieser
Regelung zum einen VerstoBBe gegen internationale Schiffssicherheitsregelungen, zum ande-

ren Verstofe gegen Pflichten nach dem Schiffsicherheitsgesetz erfasst. Wegen der in anderen

Vorschriften des Schiffsicherheitsgesetzes vorgenommenen begrifflichen Trennung ist zwi-
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schen Schiffssicherheitsregelungen und Umweltvorschriften zu unterscheiden. Das bedeutet,
dass UmweltverstoBBe nur dann unter die Regelung fallen, wenn sie eine Verletzung von
Pflichten nach dem Schiffsicherheitsgesetz darstellen. Hiervon ist zwar regelmafig auszuge-
hen, dennoch soll mit der Erginzung in § 13 Absatz 1 SchSG eine entsprechende Klarstellung

dieses Zusammenhanges erfolgen.

Zu Nummer 8 (Anderung des § 14 Absatz 2 SchSG)

Auf Grund des pauschalen Verweises auf Abschnitt A der Anlage zum SchSG, der Sicherheit
und Umweltschutz erfasst, muss § 14 Absatz 2 SchSG so verstanden werden, dass auch die
entsprechenden Umweltschutzstandards einzuhalten sind. Die Ergdnzung dient der Klarstel-

lung dieses Verweises.

Zu Nummer 9 (Anderung des § 15 SchSG)

Vgl. die Ausfiihrungen zu B. 1.

Zu Nummer 10 (Anderung der Anlage zum SchSG, Internationaler schiffsbezogener
Sicherheitsstandard)
Zu Buchstabe a (Anderung des Abschnitts C.II 2)

Zur Bildung der Berufsgenossenschaft fiir Transport und Verkehrswirtschaft durch die Fusion
der Berufsgenossenschaft fiir Fahrzeughaltung und der See-Berufsgenossenschaft wird im
Einzelnen auf die Begriindung zu Artikel 2 Nummer 5 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb (An-
derung des § 5 Absatz 2 SeeAufgG) verwiesen. Die Bezugnahme auf die See-
Berufsgenossenschaft im Abschnitt C.11.2 der Anlage zum SchSG ist daher zu dndern.

Zu Buchstabe b (Anderung der Uberschrift des Abschnitts D)

Vgl. die Ausfithrungen zu B. L.
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I11. Zu Artikel 5 (Seeversicherungsnachweisgesetz — SeeVersNachwG)

1. Allgemeiner Teil

Durch das Gesetz iiber bestimmte Versicherungsnachweise in der Seeschiftfahrt soll ein ein-
heitlicher Rechtsrahmen fiir die Umsetzung der Richtlinie 2009/20/EG und der versiche-
rungsbezogenen Verpflichtungen aus dem Wrackbeseitigungsiibereinkommen sowie fiir die
Ausfiihrung der Verordnung (EG) Nr. 392/2009 geschaffen werden. Es enthilt eine Erméch-
tigung fiir eine Durchfiithrungsverordnung tiber die Ausstellung von staatlichen Haftungsbe-

scheinigungen.

Am 29. Mai 2009 ist die Richtlinie 2009/20/EG in Kraft getreten. Ziel der Richtlinie ist die
Schaffung eines einheitlichen Rechtsrahmens fiir die Versicherung von Schiffseigentiimern
fiir Seeforderungen zum 1. Januar 2012. Der nationale Gesetzgeber muss sicherstellen, dass
sowohl Schiffe, die die Flagge der Bundesrepublik Deutschland fiihren, als auch Schiffe, die
in einen Hafen im Inland einlaufen, iiber eine Versicherung verfiigen. Die Einhaltung einer
entsprechenden Versicherungsverpflichtung soll durch ein System von wirksamen, verhalt-
nisméfBigen und abschreckenden Sanktionen fiir Versto3e gegen die erlassenen innerstaatli-

chen Rechtsvorschriften gewéhrleistet werden.

Das Wrackbeseitigungsiibereinkommen soll, wie sich aus dem gleichzeitig vorgelegten Ent-
wurf eines Vertragsgesetzes zu dem Ubereinkommen ergibt, ratifiziert werden. Im Rahmen
des Seeversicherungsnachweisgesetzes und der auf seiner Grundlage zu erlassenden Durch-
fiihrungsverordnung iiber die Ausstellung von Versicherungsnachweisen werden diejenigen
Regelungen des Ubereinkommens umgesetzt, die Versicherungspflichten, Versicherungs-
nachweispflichten und die Ausstellung von Wrackbeseitigungshaftungsbescheinigungen fiir

Seeschiffe betreffen.

Am 29. Mai 2009 ist die Verordnung (EG) Nr. 392/2009 in Kraft getreten. Sie gilt ab dem
31. Dezember 2012. Ziel der Verordnung ist eine Verbesserung der Haftungsregeln fiir Tod
oder Korperverletzung sowie flir Gepickschiden von Reisenden. Mit der Verordnung werden
die in Anhang I und II der Verordnung (EG) Nr. 392/2009 wiedergegebenen Teile des Athe-
ner Ubereinkommens von 1974 iiber die Beforderung von Reisenden und ihrem Gepick auf

See, in seiner durch das Protokoll von 2002 geinderten Fassung (Athener Ubereinkommen)
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und der IMO-Richtlinien zur Durchfiihrung des Athener Ubereinkommens, in das Unions-
recht iibernommen. Die Verordnung normiert eine Versicherungspflicht des Beforderers, der
die Beforderung ganz oder teilweise tatsdchlich durchfiihrt, um dessen Haftung in Bezug auf
Tod und Korperverletzung von Fahrgdsten auf Schiffen abzudecken. Die unmittelbar an-
wendbare Verordnung erfordert geringfligige Ausfiihrungsregelungen im innerstaatlichen
Recht. Beispielsweise besteht hinsichtlich des Anwendungszeitpunktes der Verordnung auf
Fahrgastschiffe in der Inlandfahrt ein gewisser Gestaltungsspielraum. Zudem muss fiir be-

stimmte Pflichten ein Pflichtiger bestimmt werden.

2. Besonderer Teil

Zu § 1 Seeversicherungsnachweisgesetz

Durch § 1 SeeVersNachwG soll die Zielsetzung der Einfiihrung von Versicherungspflichten
und Versicherungsnachweispflichten flir bestimmte Seeforderungen und der Geltungsbereich

des Gesetzes klargestellt werden.

Zu § 2 Seeversicherungsnachweisgesetz

§ 2 Absatz 1 SeeVersNachwG regelt die Versicherungspflicht des Schiffseigentiimers eines
Schiffs fiir Seeforderungen im Sinne des Haftungsbeschrinkungsiibereinkommens in Umset-
zung der Artikel 2 bis 4 der Richtlinie 2009/20/EG. Das Haftungsbeschridnkungsiiberein-
kommen erfasst Haftungsanspriiche fiir Schidden, die an Bord oder in unmittelbarem Zusam-
menhang mit dem Betrieb des Schiffes eintreten, insbesondere wegen Tod und Korperverlet-
zung, der Beschddigung von Sachen oder Schiden infolge Verspédtung bei der Beforderung
von Giitern. Von der Versicherungspflicht erfasst sind Schiffe mit einer Bruttoraumzahl
(BRZ) von mindestens 300, die die Bundesflagge fiihren oder, unabhéngig von der gefiihrten
Flagge, einen Hafen im Inland anlaufen. Ausgenommen sind Kriegsschiffe, Flottenschiffe
und sonstige Schiffe, die einem Staat gehdren oder von ihm eingesetzt sind und die im Staats-
dienst ausschlieBlich fiir andere als Handelszwecke verwendet werden. Die Ausnahmerege-
lung geht zuriick auf Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie 2009/20/EG und schafft in Uberein-
stimmung mit § 4 Satz 2 eine Ausnahmeregelung, die den iiblichen internationalen Regelun-
gen entspricht. Die Versicherung muss den Voraussetzungen des Artikel 4 Absatz 3 der

Richtlinie 2009/20/EG entsprechen und eine Deckung bis zu den im Haftungsbeschrankungs-
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tibereinkommen vorgesehenen Haftungshochstbetragen gewéhrleisten.

§ 2 Absatz 2 SeeVersNachwG definiert den Begriff des ,,Schiffseigentiimers* im Sinne des
Artikels 3 Buchstabe a der Richtlinie 2009/20/EG.

Zu § 3 Seeversicherungsnachweisgesetz

§ 3 Absatz 1 SeeVersNachwG verlangt, in Umsetzung des Artikels 6 Absatz 1 der Richtlinie
2009/20/EG, dass das Bestehen einer Versicherung nach § 2 SeeVersNachwG durch eine vom
Versicherer auszustellende Versicherungsbescheinigung nachgewiesen wird. Eine staatlich
ausgestellte Haftungsbescheinigung ist nicht erforderlich. Betrachtet man die Versicherungs-
praxis, so gibt es jedoch keine einzelne Versicherung, die alle vom Haftungsbeschrankungs-
tibereinkommen erfassten Forderungen abdeckt. Nach Auskunft der Europdischen Kommissi-
on ist jedoch eine einzelne Bescheinigung tliber eine Versicherung, entsprechend der von der
International Group of P & I Clubs angebotenen, als Versicherungsbescheinigung nach der

Richtlinie 2009/20/EG anzuerkennen.

§ 3 Absatz 2 SeeVersNachwG enthilt unter Verweis auf Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie
2009/20/EG die formalen Anforderungen an die vom Versicherer auszustellende Versiche-

rungsbescheinigung.

§ 3 Absatz 3 SeeVersNAchwG weist die Mitfilhrungspflicht aus Artikel 6 Absatz 1 der
Richtlinie 2009/20/EG dem Schiffseigentiimer und dem Schiffsfithrer zu. Der Schiffsfiihrer

wird zudem zur Vorlage der Versicherungsbescheinigung bei Kontrollen verpflichtet.

Zu § 4 Seeversicherungsnachweisgesetz

§ 4 SeeVersNachwG regelt die Versicherungspflicht des eingetragenen Eigentlimers eines
Schiffes fiir die Haftung nach dem Wrackbeseitigungsiibereinkommen in Umsetzung von
Artikel 12 Absatz 1. Erfasst sind gemi Artikel 10 Absatz 1 des Wrackbeseitigungsiiberein-
kommens Kostenforderungen fiir die Lokalisierung, Markierung und Beseitigung von
Wracks. Von der Versicherungspflicht erfasst sind Schiffe von 300 BRZ oder mehr, die die
Bundesflagge fiihren oder, unabhéngig von der gefiihrten Flagge, einen Hafen im Inland an-

laufen. Satz 2 entspricht der Regelung in § 2 Absatz 1 Satz 2 und geht zuriick auf Artikel 4
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Absatz 2 des Wrackbeseitigungsiibereinkommens. Die Versicherung oder sonstige finanzielle
Sicherheit muss den Voraussetzungen des Artikel 12 Absatz 1 des Wrackbeseitigungs-
iibereinkommens entsprechen. Die Hohe der Sicherheit muss den anwendbaren nationalen
und internationalen Haftungsbeschrankungen entsprechen, jedoch in keinem Fall den Betrag
iberschreiten, der nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b des Haftungsbeschridnkungsiiberein-
kommens errechnet wurde. Die Bundesrepublik Deutschland hat einen Vorbehalt nach Artikel
18 Absatz 1 des Haftungsbeschrinkungsiibereinkommens erklirt, so dass sich die Hohe der

Sicherheit grundsitzlich nach § 612 Handelsgesetzbuch? richtet.

Die Versicherungspflicht bezieht sich nur auf MaBnahmen, die nicht aufgrund des Internatio-
nalen Ubereinkommens von 1969 iiber MaBnahmen auf Hoher See bei Olverschmutzungs-
Unfillen (BGBI. 1975 1I S. 137) in der jeweils geltenden Fassung (Internationales Uberein-
kommen von 1969) oder des Protokolls von 1973 tiber Maflnahmen auf Hoher See bei Fillen
von Verschmutzung durch andere Stoffe als Ol in der jeweils geltenden Fassung (Protokoll
von 1973, BGBI. 1985 II S. 596) ergriffen werden. Nicht erfasst sind damit MaBBnahmen auf
Hoher See zur Verhiitung, Verringerung oder Beseitigung unmittelbarer ernster Gefahren, die
fiir die Kiisten der Bundesrepublik Deutschland oder verwandte Interessen aus einer tatséchli-
chen oder drohenden Verschmutzung der See durch Ol oder durch andere Stoffe als Ol infol-

ge eines Seeunfalls oder damit verbundener Handlungen erwachsen.

Dies folgt aus Artikel 12 Absatz 1 des Wrackbeseitigungsiibereinkommens, auf den § 4 See-
VersNachwG verweist. Nach Artikel 12 Absatz 1 des Wrackbeseitigungsiibereinkommens
besteht eine Versicherungspflicht nur in Bezug auf die Haftung des eingetragenen Eigentii-
mers ,,nach diesem Ubereinkommen®. Nach Artikel 4 Absatz 1 des Wrackbeseitigungs-
iibereinkommens findet dieses keine Anwendung auf Maflnahmen nach dem Internationalen

Ubereinkommen von 1969 oder nach dem Protokoll von 1973.
Zau § 5 Seeversicherungsnachweisgesetz
§ 5 Absatz 1 SeeVersNachwG verlangt, in Umsetzung des Artikels 12 Absatz 2 des Wrack-

beseitigungsiibereinkommens, dass das Bestehen einer Versicherung oder sonstigen finanziel-

len Sicherheit nach § 4 SeeVersNachwG fiir die Haftung nach dem Wrackbeseitigungs-

% Vgl. Entwurf BT-Drucksache 17/10309.
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ibereinkommen durch eine von dem nach Artikel 12 Absatz 2 Satz 2 des Ubereinkommens

zustdndigen Vertragsstaat auszustellende Bescheinigung nachzuweisen ist.

§ 5 Absatz 2 SeeVersNachwG legt die wesentlichen Voraussetzungen fiir die Erteilung der
Wrackbeseitigungshaftungsbescheinigungen fest. Das Verfahren zur Erteilung dieser Be-
scheinigung soll im Einzelnen durch Rechtsverordnung nach § 9 SeeVersNachwG geregelt

werden.

Dabei wird zunédchst zum Ausdruck gebracht, dass Bescheinigungen von Behorden der Bun-
desrepublik Deutschland nur fiir Schiffe, die die Bundesflagge fiihren, und fiir Schiffe, die die
Flagge eines Nichtvertragsstaates fithren, ausgestellt werden. Fiir Schiffe, die die Flagge eines
anderen Vertragsstaates des Wrackbeseitigungsiibereinkommens fiihren, ist die Bescheini-
gung dagegen bei dem jeweiligen Flaggenstaat zu beantragen. Damit sollen im Einklang mit
der internationalen Rechtsentwicklung Schiffe deutscher Eigentiimer, die zeitweise ausge-
flaggt sind, vom Anwendungsbereich des § 6 Absatz 1 SeeVersNachwG ausgeschlossen wer-

den.

In Fillen der zeitlich begrenzten Ausflaggung von Schiffen gilt nicht der urspriingliche Regis-
terstaat, sondern der Flaggenstaat als ,,Staat des Schiffregisters® im Sinne des Artikels 12 Ab-
satz 2 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 11 des Wrackbeseitigungsiibereinkommens. Das
Problem eines moglichen Zusténdigkeitskonflikts wurde fiir das Wrackbeseitigungsiiberein-
kommen von der durch die IMO-Vollversammlung am 30. Dezember 2011 verabschiedeten

EntschlieBung A.1057(27) zugunsten des Flaggenstaates entschieden.

Sachlich ist die Erteilung der Bescheinigung von dem Nachweis abhéngig, dass eine den Vor-
schriften des Wrackbeseitigungsiibereinkommens entsprechende Versicherung oder sonstige
finanzielle Sicherheit besteht. Die Bescheinigung wird jedoch nicht erteilt, wenn begriindeter
Anlass fiir die Annahme besteht, dass der Sicherheitsgeber nicht in der Lage sein wird, seine

Verpflichtungen zu erfiillen.

Soweit von Vertragsstaaten Bescheinigungen fiir Schiffe aus Nicht-Vertragsstaaten ausgestellt
werden, sind diese nach Artikel 12 Absatz 9 des Wrackbeseitigungsiibereinkommens von den

anderen Vertragsstaaten anzuerkennen.
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§ 5 Absatz 3 SeeVersNachwG weist die Mitfiihrungspflicht nach Artikel 12 Absatz 5 des
Wrackbeseitigungsiibereinkommens dem eingetragenen Eigentiimer und dem Schiffsfiihrer
zu. Der Schiffsfiihrer wird zudem zur Vorlage der Wrackbeseitigungshaftungsbescheinigung
bei Kontrollen verpflichtet.

§ 5 Absatz 4 SeeVersNachwG

§ 5 Absatz 4 SeeVersNachwG verpflichtet den eingetragenen Eigentiimer eines Schiffes, das
die Bundesflagge fiihrt, im Falle eines Wracks, von dem festgestellt wurde, dass von ihm eine
Gefahr ausgeht, der zustindigen Behorde des betroffenen Kiistenstaates die Wrackbeseiti-
gungshaftungsbescheinigung vorzulegen. Durch diese Pflicht soll sichergestellt werden, dass
der betroffene Kiistenstaat umgehend mit dem Sicherheitsgeber Kontakt aufnehmen und so
seine Kostenforderungen sichern kann. § 3 Absatz 4 SeeVersNachwG dient der Umsetzung

von Artikel 9 Absatz 3 des Wrackbeseitigungsiibereinkommens.

Znu § 6 Seeversicherungsnachweisgesetz

§ 6 SeeVersNachwG konkretisiert die in Artikel 3 in Verbindung mit Anhang I Artikel 4bis
Absatz 5 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 392/2009 normierte Pflicht zur Mitfiihrung der Per-
sonenhaftungsbescheinigung. Sie wird dem Beforderer, der die Beforderung ganz oder teil-
weise tatsdchlich durchfiihrt, und dem Schiffsfiihrer als Pflichtigen zugewiesen. Der Schiffs-
fithrer wird zudem zur Vorlage der Personenhaftungsbescheinigung bei Kontrollen verpflich-
tet. Nur durch diese Konkretisierung der Pflichtigen ist im deutschen Recht eine effektive
Durchsetzung der sich unmittelbar aus der Verordnung (EG) Nr. 392/2009 ergebenden Pflicht
moglich. Zur Durchsetzung der Pflicht ist Deutschland geméf Artikel 3 in Verbindung mit
Anhang I Artikel 4bis Absatz 13 der Verordnung (EG) Nr. 392/2009 verpflichtet. Dement-
sprechend wird eine Zuwiderhandlung gegen § 6 SeeVersNachwG in § 12 Absatz 1 Nummer
2 und 3 SeeVersNachwG als Ordnungswidrigkeit qualifiziert.

Zu § 7 Seeversicherungsnachweisgesetz
Nach § 7 Absatz 1 SeeVersNachwG kann ein Schiff bei Versto3 gegen die Mitfiihrungs- und

Vorlagepflichten aus § 3 Absatz 3, § 5 Absatz 3 und § 6 SeeVersNachwG solange festgehal-

ten werden, bis der erforderliche Versicherungsnachweis erbracht ist. Diese Sanktion verleiht
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der Verpflichtung zur Aufrechterhaltung der Versicherung oder sonstigen finanziellen Sicher-
heit erheblichen Nachdruck. Zudem wird die Wahrscheinlichkeit eines nicht versicherten
Schadensereignisses durch eine Festhaltung im Hafen deutlich verringert. Die Sanktion des
Festhaltens des Schiffes orientiert sich an den in § 10 Absatz 2 Schiffssicherheitsgesetz in
Verbindung mit § 11 Absatz 1 Nummer 2 Schiffssicherheitsverordnung festgeschriebenen

Grundsitzen bei Kontrollen in Schiffssicherheitsangelegenheiten.

§ 7 Absatz 2 SeeVersNachwG dient der Umsetzung des Artikels 5 Absatz 2 Satz 2 der Richt-
linie 2009/20/EG, wonach EU-Mitgliedstaaten Schiffen, die aufgrund einer Anordnung ande-
rer EU-Mitgliedstaaten aus deren Hifen ausgewiesen wurden, den Zugang so lange zu ver-
weigern haben, bis die dem Artikel 6 Richtlinie 2009/20/EG entsprechende Versicherungsbe-

scheinigung vorgewiesen wird.

§ 7 Absatz 3 SeeVersNachwG behandelt die behdrdliche Kontrolle der Mitfithrungs- und
Vorlagepflichten aus § 3 Absatz 3, § 5 Absatz 3 und § 6 SeeVersNachwG.

Zu § 8 Seeversicherungsnachweisgesetz

Nach § 8 Absatz 1 SeeVersNachwG ist die Bundesverwaltung fiir die Ausfiihrung aller nach
diesem Gesetz und der Verordnung (EG) Nr. 392/2009 vorgesehenen behordlichen Handlun-

gen zustiandig.

Fiir die Ausstellung von Haftungsbescheinigungen nach § 5 Absatz 1 und 2 des SeeVers-
NachwG und Artikel 3 in Verbindung mit Anhang I Artikel 4bis Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 392/2009 ist nach § 8 Absatz 2 SeeVersNachwG das Bundesamt fiir Seeschifffahrt
und Hydrographie zustandig.

Fiir die Kontroll- und DurchsetzungsmafBinahmen nach § 3 Absatz 3, § 5 Absatz 3 und §§ 6
und 7 des SeeVersNachwG ist nach § 8 Absatz 3 SeeVersNachwG die Berufsgenossenschaft
fiir Transport und Verkehrswirtschaft zustindig. Der Verweis auf die entsprechende Anwen-
dung des § 6 und 9e des SeeAufgG ist erforderlich, da die Berufsgenossenschatft fiir Transport
und Verkehrswirtschaft im Rahmen ihrer schon bestehenden Kontrollaufgaben aus dem

Schiffssicherheitsrecht titig wird.
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Zu § 9 Seeversicherungsnachweisgesetz

§ 9 SeeVersNachwG erméchtigt das Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung als der fiir das Seeversicherungswesen zustdndigen obersten Bundesbehorde, Rechtsver-
ordnungen zu erlassen. Nummer 1 und 2 dienen dem Erlass von Rechtsverordnungen, die die
Voraussetzungen und das Verfahren fiir die Ausstellung von Wrackbeseitigungshaftungsbe-
scheinigungen und Personenhaftungsbescheinigungen und deren Einziehung nédher regeln

sollen.

§ 9 des SeeVersNachwG enthélt keine Erméchtigung zum Erlass einer Gebiihrenverordnung,
obwohl die Amtshandlungen nach diesem Gesetz gebiihrenpflichtig sein sollen. Mit Inkraft-
treten des Gesetzes zur Strukturreform des Gebiihrenrechts des Bundes (BR-Drs. 305/12) be-
steht kein Bediirfnis mehr fiir eine fachgesetzliche Regelung im Seeversicherungsnachweis-
gesetz, da das Bundesgebiihrengesetz (BGebG) [Artikel 1]) als Besondere Gebiihrenverord-
nung des jeweiligen Ressorts (vgl. § 22 Absatz 4 BGebG-E) sowohl die Ermichtigung zur
Erhebung von Gebiihren und Auslagen (vgl. § 1 BGebG-E) als auch zum Erlass einer Gebiih-

renverordnung enthélt.

Zu § 10 Seeversicherungsnachweisgesetz

§ 10 SeeVersNachwG enthilt die datenschutzrechtlichen Bestimmungen in Bezug auf die zur
Ausstellung, Einziehung und Kontrolle von Wrackbeseitigungshaftungsbescheinigungen und
Personenhaftungsbescheinigungen sowie Versicherungsbescheinigungen durch die zusténdi-
gen Stellen zu erhebenden, zu verarbeitenden und zu nutzenden Informationen einschlieSlich

personenbezogener Daten.

Zu § 11 Seeversicherungsnachweisgesetz

§ 11 SeeVersNachwG stellt das Fehlen einer Versicherung oder sonstigen finanziellen Si-
cherheit bei einer Beforderung, die der Verordnung (EG) Nr. 392/2009 unterfillt, unter Strafe.
Da der Ausgleich von Personenschiden sichergestellt werden soll, erscheint es sachgerecht,
das Fehlen einer Versicherung oder sonstigen finanziellen Sicherheit mit Strafe zu bewehren
und nicht nur als Ordnungswidrigkeit zu ahnden. Dies entspricht der Wertung in § 7 Olscha-

dengesetz vom 30. September 1988 (BGBI. I S. 1770), der das Nichtbestehen einer Versiche-
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rung nach dem Gesetz bestraft und damit den Ausgleich von Umweltschiden durch Olver-

schmutzungen sicherstellt.

Adressat der Strafvorschrift des § 11 SeeVersNachwG ist der zur Aufrechterhaltung der Ver-
sicherung oder sonstigen finanziellen Sicherheit verpflichtete Beforderer, der die Beforderung
ganz oder teilweise tatsdchlich durchfiihrt. Nach § 11 Absatz 1 SeeVersNachwG wird der
vorsitzliche Verstofl mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, nach
§ 11 Absatz 2 SeeVersNachwG die fahrldssige Begehung mit Freiheitsstrafe bis zu einem

Jahren oder mit Geldstrafe.

Zu § 12 Seeversicherungsnachweisgesetz

§ 12 Absatz 1 SeeVersNachwG regelt diejenigen Rechtsverstofle nach diesem Gesetz, die als

Ordnungswidrigkeiten zu ahnden sind.

Der Verstol gegen Versicherungspflichten, die in § 12 Absatz 1 Nummer 1 SeeVers-
NachwG enthalten sind, betrifft weder die Versicherung von Personenschiden von Fahrgis-
ten noch von gravierenden spezifischen schifffahrtsbezogenen Umweltgefahren wie etwa dem
Austritt von Bunkerdl oder dem Transport gefdhrlicher Stoffe. Die Einordnung als Ord-

nungswidrigkeit erscheint damit sachgerecht.

§ 12 Absatz 1 Nummern 2 bis 4 SeeVersNachwG beziehen sich auf die Mitfithrungs- und
Vorlagepflichten aus § 3 Absatz 3, § 5 Absatz 3 und 4 sowie § 6 SeeVersNachwG.

Nach § 12 Absatz 1 Nummer 5 SeeVersNachwG sollen Zuwiderhandlungen gegen die nach
§ 9 zu erlassende Rechtsverordnung als Ordnungswidrigkeit geahndet werden, soweit die
Rechtsverordnung fiir einen bestimmten Tatbestand auf § 12 Absatz 1 Nummer 2 SeeVers-

NachwG zuriuckverweist.

§ 12 Absatz 2 SeeVersNachwG weist den Ordnungswidrigkeitstatbestidnden des § 12 Absatz
1 SeeVersNachwG nach ihrem jeweiligen Unrechtsgehalt BuBgeldandrohungen zu. Der Ord-
nungswidrigkeitstatbestand des § 12 Absatz 1 Nummer 1 SeeVersNachwG, der Versto3 ge-
gen eine Versicherungspflicht, wird mit GeldbuB3e bis zu 30 000 Euro belegt. In gleicher Wei-

se wird der Versto gegen Ordnungswidrigkeitstatbestinde nach einer auf § 9 SeeVers-
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NachwG gestiitzten Rechtsverordnung geahndet. In diesen Verordnungen kénnen Handlungs-
pflichten normiert werden, bei denen VerstoBe effektiv die gleichen Folgen haben kénnen wie
die Nichtaufrechterhaltung einer Versicherung, beispielsweise der Verstof3 gegen eine Mittei-
lungspflicht iiber die vorzeitige Beendigung einer Versicherung, wenn als Versicherungs-
nachweis eine staatliche Haftungsbescheinigung vorliegt. Die anderen Ordnungswidrig-

keitstatbestande werden mit GeldbuB3e bis zu 5 000 Euro belegt.

§ 12 Absatz 3 SeeVersNachwG weist die Zustdndigkeit fiir die Verfolgung der Ordnungs-
widrigkeiten nach § 12 Absatz 1 Nummern 1 bis 3 SeeVersNachwG dem Bundesamt fiir See-
schifffahrt und Hydrographie zu. Die Ubertragung der Zustindigkeit fiir die Ahndung und
Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten im Zusammenhang mit der Ausstellung und Mitfiih-
rung der Bescheinigungen auf das Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie erscheint
sachgerecht, da dieses auch fiir die Ausstellung der Haftungsbescheinigungen zustindig ist.
Die Zusténdigkeit fiir die Verfolgung der Ordnungswidrigkeiten nach § 12 Absatz 1 Nummer
4 SeeVersNachwG wird auf die Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord iibertragen. Diese
Zustandigkeitsiibertragung ist sachgerecht, da die Rechtsvorschriften zur Umsetzung des
Wrackbeseitigungsiibereinkommens Regelungen vorsehen, die eine Durchsetzung der Pflich-
ten des eingetragenen Eigentlimers gegeniiber dem betroffenen (ausldndischen) Kiistenstaat
ermdglichen soll und auch dort eine Zustdndigkeit der Wasser- und Schifffahrtsdirektion

Nord vorgesehen ist.

Zu § 13 Seeversicherungsnachweisgesetz

§ 13 SeeVersNachwG regelt die zeitliche Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 392/2009
und von § 6 SeeVersNachwG in Bezug auf Beforderungen zur See innerhalb der Bundesre-
publik Deutschland auf Schiffen der Klasse A und Klasse B. Damit wird der den Mitglied-
staaten der EU durch Artikel 11 der Verordnung gewéhrte Spielraum hinsichtlich der Anwen-

dung der Verordnung auf Fahrgastschiffe in der nationalen Fahrt genutzt.
Zu § 14 Seeversicherungsnachweisgesetz
Die Ubergangsregelung in § 14 SeeVersNachwG beriicksichtigt, dass die Versicherungs-

pflicht nach § 4 SeeVersNachwG, die Pflicht zur Mitfiihrung und Vorlage der Wrackbeseiti-
gungshaftungsbescheinigung nach § 5 SeeVersNachwG, die diesbeziiglichen Ordnungswid-
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rigkeitstatbestinde nach § 12 SeeVersNachwG sowie die Befugnis zur Festhaltung eines
Schiffes bei Nichtvorlage der Haftungsbescheinigung erst mit dem Inkrafttreten des Wrackbe-

seitigungsiibereinkommens anwendbar ist.

IV. Zu Artikel 6 (Wrackbeseitigungskostendurchsetzungsgesetz)

Artikel 6 fiigt die Bestimmung des Ubereinkommens in die deutsche Rechtsordnung ein. Er
bestimmt, nach welchen Grundsétzen die zustdndige kiistenstaatliche Behorde die Beseitigung
eines Wracks nach Artikel 9 Absatz 6 bis 8 vornimmt und die sich aus Artikel 10 Absatz 1

und Artikel 12 Absatz 10 ergebenden Kostenforderungen geltend macht.

Das Ubereinkommen verpflichtet in Artikel 9 Absatz 2 den eingetragenen Eigentiimer eines
Schiffes zur Beseitigung eines gefihrlichen Wracks. Zudem enthilt das Ubereinkommen in
den Artikeln 10, 11 und 12 einen exklusiven Anspruch gegen den eingetragenen Eigentlimer
eines nicht die Bundesflagge fiihrenden Schiffes fiir in der ausschlieBlichen Wirtschaftszone

entstandene Kosten und einen diesbeziiglichen Direktanspruch gegen den Sicherheitsgeber.

Die Feststellung der Gefahr durch das Wrack geméaf Artikel 6 ff. einschlieBlich der Unterrich-
tung des eingetragenen Eigentiimers des Schiffes gemiB Artikel 9 Absatz 1 des Ubereinkom-
mens sowie die Beseitigungspflicht gemiB Artikel 9 Absatz 2 des Ubereinkommens ist hier-

bei hoheitliches Handeln der zustéindigen Behdrde zum Zwecke der Gefahrenabwehr.

Zu § 1 Wrackbeseitigungskostendurchsetzungsgesetz

§ 1 Wrackbeseitigungskostendurchsetzungsgesetz bestimmt demgegeniiber ausdriicklich,
dass die Beseitigung des Wracks im Interesse einer ziigigen Abwicklung nach den Grundsit-

zen der Geschiftsfithrung ohne Auftrag gemdl §§ 677 bis 683 BGB erfolgt.

Die Behorde nimmt hierbei das Geschift des eingetragenen Eigentiimers des Schiffes, mithin
ein fremdes Geschéft wahr, denn die Beseitigung des Wracks ist die origindre Pflicht des Ei-
gentiimers des Schiffes gemiB Artikel 9 Absatz 2 des Ubereinkommens. Eine staatliche
Pflicht zur Verkehrssicherung auf der Hohen See und in der ausschlieBlichen Wirtschaftszone
ergibt sich weder aus dem Wrackbeseitigungsiibereinkommen noch aus anderen volkerrecht-

lichen Normen.
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Zu § 2 Wrackbeseitigungskostendurchsetzungsgesetz

§ 2 Wrackbeseitigungskostendurchsetzungsgesetz regelt, dass auch der auf der Geschéfts-
fiihrung ohne Auftrag resultierende Anspruch auf Aufwendungsersatz nach den Grundsitzen
der Geschiftsfiihrung ohne Auftrag erfolgt. Die Vorschrift prizisiert die allgemeinen Vor-
schriften iiber die Haftung des eingetragenen Eigentiimers gemil Artikel 10 des Uberein-
kommens. Den Rechtsgrund stellen die Anspruchsnormen aus dem Wrackbeseitigungs-
iibereinkommen dar, allein hinsichtlich der Rechtsfolgen wird auf die Vorschriften der Ge-

schéftsfiihrung ohne Auftrag verwiesen, wenn deutsches Recht zur Anwendung gelangt.

Zu § 3 Wrackbeseitigungskostendurchsetzungsgesetz

§ 3 Wrackbeseitigungskostendurchsetzungsgesetz bestimmt, welche Behorde fiir MaB-

nahmen zur Wrackbeseitigung in der ausschlieBlichen Wirtschaftszone zustandig ist.

Zu § 4 Wrackbeseitigungskostendurchsetzungsgesetz

§ 4 Wrackbeseitigungskostendurchsetzungsgesetz legt den Gerichtsstand fiir Streitigkeiten
nach dem Ubereinkommen fest. In der ausschlieBlichen Wirtschaftszone ist ein Gerichtsstand
fiir die oben genannten Kostenforderungen nach bisheriger Rechtslage nicht normiert. Ortlich
zustindig ist das Landgericht im ersten Rechtszug, in dessen Bezirk die zustdndige Schiff-
fahrtspolizeibehorde des Bundes ihren Sitz hat. Die internationale Zustdndigkeit deutscher

Gerichte ist als Vorfrage anhand der in Betracht kommenden Vorschriften zu priifen.

Zau § 5 Wrackbeseitigungskostendurchsetzungsgesetz

Die Ubergangsregelung in § 5 Wrackbeseitigungskostendurchsetzungsgesetz beriicksich-
tigt, dass die Anspruchsgrundlagen fiir Kostenforderungen nach dem Wrackbeseitigungs-
iibereinkommen erst ab dem Inkrafttreten des Wrackbeseitigungsiibereinkommens fiir die
Bundesrepublik Deutschland zur Verfiigung stehen und die Vorschriften dieses Gesetzes erst

ab diesem Zeitpunkt anwendbar sind.
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V. Zu Artikel 7 (Neubekanntmachung des Seeaufgabengesetzes)

Artikel 7 enthélt die Erlaubnis, den Wortlaut des Seeaufgabengesetzes in der vom Inkrafttre-

ten dieses Artikelgesetzes an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntzumachen.

VI. Zu Artikel 8 (Inkrafttreten)

Artikel 8 regelt das Inkrafttreten des Artikelgesetzes.
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Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKR-Gesetz:

NKR-Nr. 2300: Entwurf eines Gesetzes zu Anderung seeverkehrsrechtlicher und
sonstiger Vorschriften mit Bezug zum Seerecht (BMVBS)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Gesetzes gepriift.

Zusammenfassung

Biirgerinnen und Biirger Kein Erfiillungsaufwand
Wirtschaft Erfiillungsaufwand in geringer Hohe
Verwaltung

Belastung pro Jahr: Erfiillungsaufwand:
rd. 62.000 Euro

Das Ressort hat den Erfiillungsaufwand nachvollziehbar dargestellt. Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen
seines gesetzlichen Priifauftrages keine Bedenken gegen das Regelungsvorhaben.

Im Einzelnen:

Far Burgerinnen und Birger entsteht kein neuer oder geanderter Erfullungsaufwand.

Fur die Wirtschaft entsteht ein geringer Mehraufwand durch die Pflicht eine Versiche-
rungsbescheinigung an Bord mitzufihren, die Bescheinigung durch die Versicherer
ausstellen zu lassen (EU-Vorgaben) und durch die Vorlage der Wrackbeseitigungs-
haftungsbescheinigung bei Feststellen der Gefahrlichkeit eines Schiffwracks. In den
ersten beiden Fallen verfligen die meisten Schiffe bereits Uber eine Versicherung, die die
entsprechenden Schéden abdeckt. Daher ist die zu erwartenden Fallzahl der
Schiffsunternehmen, die noch nicht tber eine Versicherung verfigen gering. Das Ressort
stellt weiterhin nachvollziehbar dar, dass Vorfalle, in denen eine Gefahrlichkeit eines
Wracks festgestellt wird und damit die Notwendigkeit der Vorlage der Wrackbeseitigungs-

haftungsbescheinigung eintritt, sehr selten vorkommen.

Fur die Verwaltung (Bund) entsteht zusatzlicher Erfullungsaufwand von insgesamt rd.
62.000 Euro durch die Bearbeitung der Antrdge der Wrackbeseitigungshaftungs-
bescheinigung und deren Ausstellung sowie die damit einhergehende Bearbeitung von

Grundsatzfragen zum Wrackbeseitigungsibereinkommen.

Daruber hinaus entsteht der Verwaltung Erfullungsaufwand in den Fallen, in denen der
eingetragene Eigentimer eines Schiffes nicht fur die Wrackbeseitigung aufkommt.
Insbesondere fir die Geltendmachung und gerichtliche Durchsetzung von Kosten-

forderungen gegen den eingetragenen Eigentimer bzw. des Direktanspruchs gegentber
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der Pflichtversicherung. Der damit einhergehende kurzzeitige Personalmehrbedarf kann
durch die zweckgebundenen Einnahmen (Kostenforderung und Versicherungsanspruch)

ausgeglichen wird

Das Ressort hat den Erfilllungsaufwand nachvollziehbar dargestellt. Daher hat der
Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines gesetzlichen Prifauftrages keine

Bedenken gegen das Regelungsvorhaben.

Dr. Ludewig Grieser

Vorsitzender Berichterstatterin



	0798-12.pdf
	Entwurf eines Gesetzes zur Änderung seeverkehrsrechtlicher und sonstiger Vorschriften mit Bezug zum Seerecht
	Entwurf eines Gesetzes zur Änderung seeverkehrsrechtlicher und sonstiger Vorschriften mit Bezug zum Seerecht

	798-12-text.pdf
	0798-12_Anlage.pdf

